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I. Vorbemerkungen 

1 Die Bundesregierung dankt allen Mitgliedern der Kommission 
zur Untersuchung der Gefährdung der wirtschaftlichen Existenz von 
Presseunternehmen und der Folgen der Konzentration für die 
Meinungsfreiheit in der Bundesrepublik Deutschland (Pressekommis- 
sion), insbesondere dem Vorsitzenden, für die von ihnen geleistete 
schwierige Arbeit. Die Pressekommission hat mit ihrem Schlußbericht 
einen wichtigen Beitrag zur Klärung des Konzentrationsproblems 
geliefert. 

2 Die Pressekommission hat ihrem Bericht einen umfangreichen 
Anhang mit statistischen Angaben über das Pressewesen in der 
Bundesrepublik Deutschland und im Ausland beigefügt. Notwendige 
Anmerkungen zu den statistischen Angaben finden sich in einem 
Anhang zu der Stellungnahme. 


II. Gegenwärtige Lage und Entwicklungstendenzen im Pressewesen 


3 Die im Schlußbericht gegebene Darstellung über 
die „Gefährdung der wirtschaftlichen Existenz von 
Presseunternehmen' 1 und über den Konzentrations- 
prozeß auf dem — im Vordergrund des Interesses 
stehenden — Zeitungssektor stützt sich u. a. auf 
die folgenden besonders herausgestellten Zahlen- 
angaben: 

a) Die Zahl der publizistischen Einheiten (Voll- 
redaktionen) betrug nach den von der Presse- 
kommission übernommenen Erhebungen von 
W. J. Schütz im November 1967 nur noch 156 
gegenüber 225 im Dezember 1954. In den fol- 
genden Monaten bis Februar 1968 hat sich diese 
Zahl nach eigenen Ermittlungen der Kommis- 
sion nochmals um weitere 6 Einheiten auf 150 
verringert 1 ). 

b) Im Dezember 1954 konnte sich die Bevölkerung 
in 85 von 558 kreisfreien Städten und Landkrei- 
sen der Bundesrepublik Deutschland 2 ) nur aus 
einer Tageszeitung über das aktuelle örtliche 
Geschehen unterrichten. Bis Ende des Jahres 
1966 erhöhte sich die Zahl dieser Verwaltungs- 
bezirke auf 129 von 564. Das sind rund ein 
Drittel mehr als im Dezember 1954. 

c) Innerhalb eines raschen Auflagenanstiegs aller 
Zeitungen (von 17,0 Millionen Exemplaren Ver- 
kaufsauflage im IV. Quartal 1958 um 5,0 Mil- 
lionen — oder 29,4 % — auf 22,0 Millionen im 
IV. Quartal 1967) war eine starke Auflagenkon- 


J ) Nach den Feststellungen der Bundesregierung hat 
sich die Zahl der publizistischen Einheiten in diesem 
Zeitraum nur um 2 auf 154 verringert. Vgl. Anlage 
Seite 16 

2 ) ohne Saarland 


zentration zu beobachten. Etwa 80 °/o der Auf- 
lagensteigerung entfallen auf die 8,3 % der 
Verlage, die Tageszeitungen mit einer Auflage 
von mehr als 100 000 Stück herausgeben 3 ). 

3.1 Als Ursachen der wirtschaftlichen Gefährdung 
von Presseunternehmen nennt die Pressekommis- 
sion vor allem die folgenden, als gleichrangig wirk- 
sam bezeichneten Gründe: 

a) die technische Entwicklung; 

b) das Angewiesensein auf zwei wechselseitig ab- 
hängige Erlösquellen, nämlich auf die Erlöse 
auf dem Vertriebs- und aus dem Anzeigen- 
geschäft; 

c) den scharfen Wettbewerb zwischen den Zeitun- 
gen untereinander sowie zwischen Zeitungen und 
Zeitschriften; 

d) die Wettbewerbsnachteile, die sich für Einpro- 
dukt-Unternehmen (Unternehmen, deren Tätig- 
keit sich auf die Herausgabe eines Publikations- 
objektes beschränkt) gegenüber Mehrprodukt- 
Unternehmen aus den ungünstigen Bedingungen 
für eine gleichmäßige Kapazitätsauslastung und 
für den Risikoausgleich ergeben; 

e) die unzulängliche Bewältigung von Problemen 
der Betriebsführung, wie sie insbesondere bei 
kleineren Verlagen angetroffen werden kann. 


3 ) Es werden ausschließlich Zahlenangaben der Presse- 
kommission wiedergegeben (vgl. Drucksache V/3122, 
Seiten 15 f., Seiten 33 ff. und Seiten 132 f.). Sie schlie- 
ßen die Auflagen der Wochenzeitungen ein. Vgl. hier- 
zu Anlage S. 15 
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3.2 Weiter stellt die Pressekommission fest, die 
bisherige stetige Auflagensteigerung vornehmlich 
der Tageszeitungen sei im Laufe der letzten Jahre 
von einer zunehmenden Marktsättigung begleitet 
worden. Die Marktsättigung und die wachsende 
Zeitungsgröße erschwerten die Neugründung von 
Zeitungen. Der Großverlag (der Publikationsorgane 
hoher Auflagegrößenklassen herausgibt) besitze 
gegenüber dem kleineren Presseverlag einen Ko- 
sten-, Qualitäts- und Finanzierungsvorsprung, der 
besonders durch die (vor allem preisbedingte) An- 
zeigenkonzentration bei den auflagenstarken Zei- 
tungen vergrößert werde. Die Faktoren zugunsten 
der Großverlage wirkten „nicht nebeneinander und 
nacheinander, sondern gleichzeitig und kumulativ". 
Daraus ergebe sich eine beträchtliche Eigendynamik 
des Konzentrationsprozesses im Pressewesen. 

4 Dieses von der Pressekommission gezeichnete 
Bild der Pressekonzentration sowie die Schilderung 
der Ursachen der wirtschaftlichen Gefährdung von 
Presseunternehmen bedürfen nach Ansicht der Bun- 
desregierung in folgenden Punkten einer Ergän- 
zung oder Erläuterung: 

Die Verringerung der Zahl der publizistischen Ein- 
heiten beschränkt sich fast ausschließlich auf den Be- 
reich der unteren Auflagegrößenklassen bis zu 
40 000 Exemplaren Verkaufsauflage. Der Anteil der 
publizistischen Einheiten dieser Auflagegrößen- 
klassen an der — gestiegenen — Gesamtauflage der 
Tageszeitungen sank von 15°/o im Jahre 1954 auf 
rund 5 °/o im Jahre 1967 4 ). Die Zeitungen hoher 
Auflagegrößenklassen (über 100 000 Exemplare Ver- 
kaufsauflage) waren am Auflagenwachstum überpro- 
portional beteiligt. Ihr Gesamtanteil an der von 
IVW 5 ) erfaßten Auflage der Tageszeitungen erhöhte 
sich von 59,7 °/o (IV/1958) auf 75,1% (IV/1967). Im 
gleichen Zeitraum stieg die Anzahl der Zeitungen 
dieser Klassen von 35 auf 50. Die nach Auflagegrö- 
ßenklassen unterschiedliche Entwicklung des Aufla- 
genwachstums war begleitet von einer in der Grund- 
tendenz parallel verlaufenden Entwicklung der An- 
zeigenumsätze. 

Die Entwicklung des Angebots an Informationen 
über Angelegenheiten von öffentlichem Interesse in 
den vergangenen 15 Jahren ist durch eine beträcht- 
liche Erhöhung der Gesamtauflage an Tages- und 
Sonntagszeitungen gekennzeichnet, die von einer 
Verringerung der Anzahl der Zeitungsverlage und 
der Zeitungsausgaben begleitet wird. Im Dezember 
1954 vertrieben in diesem Sektor der Presse 624 
Verlage (als Herausgeber) 1500 Zeitungsausgaben 
mit einer durchschnittlichen Tagesauflage von ins- 
gesamt rund 13,4 Millionen Exemplaren. Im Septem- 
ber 1967 betrug die entsprechend ermittelte Gesamt- 
auflage dieses Pressesektors mehr als 18 Millionen 
Exemplare, die Zahl der Verlage nur noch 534 und 


4 ) Hinsichtlich weiterer Einzelheiten wird auf das Gut- 
achten für die Bundesregierung von Elisabeth Noelle- 
Neumann verwiesen. „Pressekonzentration und Mei- 
nungsbildung". In „Publizistik", 13. Jahrgang 1968, 
Seiten 107 bis 136. 

5 ) Interessengemeinschaft zur Feststellung der Verbrei- 

tung von Werbeträgern e. V., Bad Godesberg 


die der Zeitungsausgaben 1415 6 ). Die Gesamtauf- 
lage 7 ) an Publikums- und Fachzeitschriften dürfte 
im Jahre 1968 schätzungsweise bei etwa 10 000 
Titeln etwa 200 Millionen Exemplare umfassen. Für 
den Rundfunkbereich läßt sich der Hauptteil des 
Informationsangebots im Jahre 1968 und seine 
Reichweite kurz mit folgenden Zahlenangaben um- 
reißen: Von den in der ARD 8 ) zusammengeschlos- 
senen Landesrundfunkanstalten werden im Hör- 
funk 14 Voll- und 6 Teilprogramme, im Fernsehen 
nahezu überall 2 Programme (1. und 3. Programm) 
ausgestrahlt. Ein. weiteres Fernsehprogramm wird 
vom Zweiten Deutschen Fernsehen bestritten. Die 
Anzahl der zum Betrieb von Rundfunkempfangs- 
geräten erteilten Genehmigungen betrug für Hör- 
funkempfänger rund 19 Millionen, für Fernseh- 
empfänger rund 15 Millionen. 

5 Die Bundesregierung stimmt der Pressekommis- 
sion darin zu, daß dem Konzentrationsprozeß im 
Pressewesen eine Eigendynamik innewohnt. Diese 
Eigendynamik kommt beim Wettbewerb zwischen 
zwei Verlagen allgemein demjenigen Unternehmen 
zugute, dessen Zeitung oder Zeitschrift eine höhere 
Auflage hat. 

Der auf seinem Markt auflagestärkere Presseverlag 
hat in beiden Geschäftsbereichen (Vertriebs- und 
Anzeigengeschäft) starke Wettbewerbsvorteile ge- 
genüber seinem unmittelbaren Konkurrenten. 

Vor allem auf den kleineren lokalen und regionalen 
Zeitungsmärkten entsteht deshalb die Tendenz, eine 
Alleinanbieterstellung zu erlangen mit der Folge 
einer Begrenzung der Angebotsvielfalt an spezieller 
(hier lokaler) Information. Die besonderen Bedin- 
gungen des Wettbewerbs zwischen Publikations- 
organen mit relativ großem Anzeigengeschäft 
erschweren in hohem Ausmaß das Eindringen neuer 
Anbieter 9 ). Ein einmal entstandenes regionales 
Monopol ist nur mit unverhältnismäßig hohen Auf- 
wendungen des neuen Anbieters wieder aufzubre- 
chen. Die im folgenden näher zu erläuternden Wett- 
bewerbseigenarten wirken also hier „strukturkon- 
servierend". 

Der Verleger des (Verkaufs-) auflagestärkeren Pu- 
blikationsorgans kann bei einer Erhöhung der 
Druckauflage wegen der sehr niedrigen zusätzlichen 
Kosten je Mehrexemplar den Anzeigenpreis je 1000 
Exemplare, den sogenannten „Tausenderpreis", sen- 
ken, ohne den Gewinn aus dem Verkauf eines 
Exemplares zu verringern. 

Soweit der gewerbliche Inserent den Anzeigenpreis 
daran mißt, wie viele Kontaktmöglichkeiten ihm die 
Anzeige verschafft, hat ein Verleger mit einem 


6 ) Die Zahlenangaben sind entnommen dem Beitrag von 
W. J. Schütz: Veränderungen im deutschen Zeitungs- 
wesen zwischen 1954 und 1967 in „Publizistik", Jahr- 
gang 1967, Seiten 243 bis 246. 

7 ) ungewogene Gesamtauflage aus der Summe der 
Durchschnittsauflagen der einzelnen Titel für je einen 
Erscheinungszeitraum 

8 ) Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-rechtlichen Rund- 
funkanstalten der Bundesrepublik Deutschland 

9 ) Drucksachen V/2120, Seiten 158 ff. und V/3122, 
Seiten 36 ff. 
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niedrigeren Tausenderpreis bei der Akquisition von 
Anzeigenaufträgen eine günstigere Ausgangsposi- 
tion als sein unmittelbarer Konkurrent auf dem 
jeweiligen Markt. Ein höheres Anzeigenvolumen 
wiederum gestattet eine Erweiterung des redaktio- 
nellen Textteils, die bei unverändertem Textumfang 
der Konkurrenzblätter das Vertriebsgeschäft auf 
die Dauer günstig beeinflussen muß 10 ). 

Der von der Pressekommission in seiner Bedeutung 
für die künftige Entwicklung des Pressewesens zu 
Recht hervorgehobene technische Fortschritt und 
die zu seiner Nutzung erforderliche Erhöhung der 
Kapitalintensität der Zeitungsverlage werden den 
Vorsprung der auflagestärkeren Publikationsorgane 
aller Voraussicht nach weiter vergrößern. 

Dieser Vorteil des auflagestärkeren Publikations- 
organs wirken sich im Wettbewerb mit auflage- 
schwächeren Organen dort am stärksten aus, wo die 
Wettbewerbsbeziehungen am intensivsten sind. Dies 
ist immer dann der Fall, wenn konkurriende Publi- 
kationsorgane mit gleichartigen Leistungen an aktu- 
eller Information und Unterhaltung um dieselbe 
Leserschaft werben. Bestehen keine oder nur 
schwache Wettbewerbsbeziehungen zwischen Publi- 
kationsorganen, kann der hier beschriebene — nach 
Auffassung der Bundesregierung die Konzentra- 
tionsvorgänge im Pressewesen am stärksten för- 
dernde — Prozeß im Verhältnis zwischen diesen 
Organen auch nicht wirksam werden. Zur Beurtei- 
lung der wirtschaftlichen und strukturellen Entwick- 
lung im Pressewesen ist es deshalb erforderlich, den 
„Gesamtmarkt" des Pressewesens nach den Wett- 
bewerbsschwerpunkten in den Tätigkeitsbereichen 
der verschiedenen Presseunternehmen in wett- 
bewerbsrelevante Teil- oder Einzelmärkte aufzu- 
gliedern. 

6 Wettbewerbsrelevante Märkte lassen sich nach 
den Eigenarten der im Vertriebs- und im Anzeigen- 
geschäft angebotenen Leistungen abgrenzen 11 ), 
unter anderem nach: 

— inhaltlichen und wiedergabetechnischen Leistun- 
gen 

— dem Umfang des Verbreitungsgebietes (lokal, 
regional, überregional) 

— der Erscheinungsweise (täglich, wöchentlich usw.) 

— der vorherrschend angewandten Vertriebsart 
(z. B. Abonnement, Straßenverkauf). 

Aus der unterschiedlichen Intensität der Wett- 
bewerbsbeziehungen auf den verschiedenen Teil- 
märkten erklärt sich z. B., daß innerhalb der Illu- 
striertenpresse ein starker Konzentrationsprozeß 
festzustellen ist, während sich bei der gleichfalls 
überregional verbreiteten Tagespresse mit hoher 
Auflage insgesamt die Anzahl der publizistischen 
Einheiten nicht verringert hat. 


10 ) vgl. z. B. die in Drucksache V/2120 Seite 310 f. wieder- 
gegebene Tabelle 

u ) vgl. Drucksache V/2120 Seiten 158 ff. mit einer Be- 
schreibung der wichtigsten Zeitungs- und Zeitschrif- 
tenmärkte und der dort bestehenden Wettbewerbs- 
beziehungen 


Die Bild-Zeitung ist die einzige überregional und in 
Millionen- Auflage verbreitete Straßenverkaufszei- 
tung. Als Straßenverkaufszeitung begegnet sie einem 
intensiven Wettbewerb nur innerhalb regionaler Be- 
grenzungen. 

Auf dem Teilmarkt der aktuellen überregional ver- 
breiteten Sonntagszeitungen erscheinen nur „Bild 
am Sonntag" und „Welt am Sonntag". Beide Zeitun- 
gen werden von der Verlagsgruppe Springer heraus- 
gegeben. Sie wenden sich an Leserschichten, die sich 
teilweise überschneiden. Sie sind insoweit nur kon- 
zernintern einem engeren (leistungsspezifischen) 
überregional wirksamen Wettbewerb ausgesetzt, ab- 
gesehen von einem regional begrenzten Wettbewerb 
in wenigen Gebieten. 

Auf lokal oder regional begrenzten Zeitungsmärk- 
ten sind die Aussichten, daß zwei Zeitungen unter- 
schiedlicher Auflagegrößenklassen in engen Wett- 
bewerb treten und die besonderen Wettbewerbs- 
vorteile des auflagestärkeren Blattes zur Verdrän- 
gung der kleineren Zeitung führen, erheblich grö- 
ßer als auf den Märkten für die überregionalen Zei- 
tungen. Die Zahl der publizistischen Einheiten hat 
sich — wie schon festgestellt — fast ausschließlich 
im Bereich der lokalen oder regionalen Zeitungen 
mit einer Auflage unter 40 000 Exemplaren verrin- 
gert. Die Entwicklung der Beziehungen zwischen 
expandierenden Regionalzeitungen höherer Auflage- 
größenklasse und kleineren Regional- oder Lokal- 
zeitungen führte in vielen Fällen zur Einstellung 
der kleineren Zeitung oder zur Verdrängung ihres 
Titels vom Markt durch Anschluß an eine größere 
Regionalzeitung. 

7 Im Zuge der Entwicklung zu auflagestärkeren 
Zeitungen und Zeitschriften hat sich zwar die An- 
zahl der selbständigen Meinungsträger verringert. 
Gleichzeitig ist aber durchweg eine Verbesserung 
oder zumindest Erweiterung des Informations- und 
Unterhaltungsangebots in den verbleibenden Publi- 
kationsorganen mit gestiegener Auflage festzustel- 
len. Publizistische Einheiten höherer Auflagegrößen- 
klassen haben in der Regel mehr Korrespondenten 
und beziehen mehr Nachrichtendienste, bearbeiten 
die hereinkommenden Agenturmeldungen inten- 
siver und veröffentlichen im Meinungsteil im Ge- 
samtdurchschnitt mehr Leitartikel und Kommentare 
als die publizistischen Einheiten mit niedrigeren 
Auflagen. Entsprechendes gilt auch für die Kommen- 
tare im Lokalteil von Zeitungen unterschiedlicher 
Auflagegrößenklassen 12 ). In gewissem Umfang las- 
sen sich die Vorteile publizistischer Einheiten höhe- 
rer Auflagegrößenklasse auch durch Kooperation 
kleiner Zeitungen erzielen. 

7.1 Die Verdrängung von Meinungsträgern gerin- 
ger Auflagehöhe mit kleinem Verbreitungsgebiet 
durch eine geringere Zahl auflagestärkerer Publi- 
kationsorgane mit mehr Bezirksausgaben hat zwar 
eine Verringerung der Zahl selbständiger Mei- 


12 ) Hinsichtlich weiterer Einzelheiten und Quellenangaben 
wird auf das unter Seite 5 bezeichnete Gutachten von 
Noelle-Neumann verwiesen. 
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nungsträger zur Folge; diese ist aber nicht in vollem 
Umfang mit einer Verringerung der jeweils Örtlich 
tatsächlich wirksamen Angebotsvielfalt gleichzuset- 
zen. Werden z. B. mehrere lokale Zeitungsmonopole 
durch ein regionales ersetzt, ändert sich die Fülle 
der örtlich tatsächlich angebotenen Zeitungsaus- 
gaben mit Lokalnachrichten auf die Dauer nicht so 
einschneidend wie etwa bei Einstellung einer alt- 
eingeführten zweiten Ortszeitung mit der Folge 
einer Halbierung des tatsächlichen Angebots unter- 
schiedlicher Lokalausgaben. 

7.2 Mit einer weiteren Verringerung der tatsäch- 
lich wirksam werdenden Angebotsvielfalt an unter- 
schiedlichen Lokalausgaben von Abonnementzei- 
tungen muß aufgrund der bisherigen Entwicklung 
auch für die Zukunft gerechnet werden. Diese Ent- 
wicklung kann insbesondere die Meinungsbildung 
über Öffentliche Angelegenheiten im lokalen Bereich 
beeinträchtigen. Inhaltsanalysen der Lokalteile von 
Zeitungen mit und ohne lokalen Zeitungswett- 
bewerb haben Anhaltspunkte dafür ergeben, daß 
Zeitungen mit lokaler Alleinanbieterstellung der 
kommunalpolitischen Berichterstattung weniger 
Raum zur Verfügung stellen als Zeitungen, die in 
lokalem Wettbewerb stehen 13 ). Eine wirksame 
publizistische Kontrollmöglichkeit durch Informa- 
tionen anderer Massenkommunikationsmittel, ins- 
besondere durch Hörfunk und Fernsehen, ist im 
lokalen Bereich gegenwärtig noch nicht ausreichend 
gegeben. Andererseits ist das lokale Geschehen, 
gerade in den kleinen Orten, über deren lokalpoliti- 
sche Ereignisse nur eine einzige Zeitung berichtet, 
für den Leser relativ transparent, was sich in der 
Regel auf die Berichterstattung auswirkt. Wird loka- 
len Ereignissen überregionale Bedeutung beigemes- 
sen, finden sie in der Regel in den Massenmedien 
überregionale Verbreitung. 

7.3 Sowohl die Eigenarten des Wettbewerbs zwi- 
schen Publikationsorganen mit bedeutendem Anzei- 
gengeschäft als auch die wirtschaftlichen Konsequen- 
zen der kommunikationstechnischen Entwicklung be- 
günstigen die auflagestarken Publikationsorgane. 
Die Tendenz zum kapitalintensiven Großbetrieb, zur 
Auflagenkonzentration und zur Kooperation wird 
deshalb weiter wachsen. Diese Entwicklung wird 
auch den Wettbewerb zwischen den bereits auflage- 
starken und noch expansionsfähigen Publikations- 
organen verstärken. Sie birgt deshalb Chancen für 
eine Erweiterung des Angebots an auflagestarken 
Publikationsorganen mit über- oder großregionaler 
Verbreitung. 

13 ) vgl. Elisabeth Noelle-Neumann a. a. O. Seite 1 15 f. 


7.4 Darum ist eine Verringerung des örtlich wirk- 
sam werdenden durchschnittlichen Gesamtangebots 
an gedruckten überregionalen Nachrichten und Kom- 
mentaren wenig wahrscheinlich; eher dürfte das 
Gegenteil eintreten. Auch die weitere Ausdehnung 
des Fernsehens nach Teilnehmerzahl und Programm- 
angebot wird voraussichtlich gerade im Bereich der 
öffentlichen Themen von überregionaler Bedeutung 
zu einer weiteren Steigerung der dem Bürger zur 
Verfügung stehenden Informationsmöglichkeiten 
führen. Sie wird außerdem die Weiterentwicklung 
eines vielfältigeren komplementären Informations- 
angebots im Pressewesen, nämlich die Vermehrung 
der ergänzenden Kommentare und Hintergrundinfor- 
mationen, anregen. Soweit es sich jedoch um die 
Tagespresse handelt, dürfte dagegen die weitere 
Entwicklung des durch sie vermittelten Meinungs- 
spektrums und seines Nuancenreichtums weniger 
günstig zu beurteilen sein. Denn aus der Umfangs- 
erweiterung des Meinungsteils einer Zeitung kann 
nicht zwangsläufig eine proportionale Vergrößerung 
der Meinungsvielfalt gefolgert werden, die in ihr 
zum Ausdruck kommt. Es ist deshalb fraglich, ob der 
durch die Abnahme der Zahl der publizistischen 
Einheiten etwa eintretende Verlust an publizierter 
Meinungsvielfalt allein durch den wachsenden Um- 
fang des Meinungsteils in den verbleibenden Zei- 
tungen voll ausgeglichen wird. 

7.5 Positiv zu bewerten ist, daß sich das Angebot 
an Wochenzeitungen und Nachrichtenmagazinen mit 
politischen Informationen und Kommentaren nach 
Umfang und Breite des Meinungsspektrums in den 
letzten Jahren ständig erweitert hat. Wenn heute 
die Versorgung des Bürgers mit politischen Nach- 
richten und Kommentaren nicht schlechter, sondern 
eher reichhaltiger geworden ist als vor einigen 
Jahren, so dürfte dazu neben dem wachsenden Um- 
fang der Tageszeitungen und ihrer steigenden Auf- 
lage sowie dem Ausbau der Hörfunk- und Fernseh- 
programme auch die Entwicklung der politischen 
Wochenzeitungen und Nachrichtenmagazine beige- 
tragen haben. 

8 Zusammenfassend läßt sich sagen, daß in der 
Vergangenheit die Konzentrations- und Expansions- 
vorgänge im Pressewesen unterschiedlich verlaufen 
sind. Eine gleichgewichtige Weiterentwicklung des 
Pressewesens ist ebenso wünschenswert wie gebo- 
ten. Die Bundesregierung wird deshalb die weitere 
Entwicklung beobachten und rechtzeitig handeln, 
falls die Presse ihrer Funktion bei der Bildung der 
öffentlichen Meinung nicht mehr in vollem Umfang 
gerecht werden kann. 
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III. Verfassungsrechtliche Beurteilung 


9 Einer verfassungsrechtlichen Prüfung bedarf die 
Frage, ob und inwieweit nach der gegenwärtigen 
Lage im deutschen Pressewesen, wie sie im vorher- 
gehenden Abschnitt dargelegt wurde, der Staat ver- 
pflichtet oder zumindest befugt ist, tätig zu werden. 

10 Eine Verpflichtung des Staates zum Tätig- 
werden könnte sich nur aus der Gewährleistung der 
Pressefreiheit durch Artikel 5 Abs. 1 Satz 2 des 
Grundgesetzes ergeben. 

Unter dem in dieser Grundgesetzvorschrift verwand- 
ten Begriff Pressefreiheit wird zunächst entspre- 
chend der systematischen Stellung der Bestimmung 
und ihrem traditionellen Verständnis — ein subjek- 
tives Grundrecht für die im Pressewesen tätigen 
Personen und Unternehmen" verstanden, „das sei- 
nen Trägern Freiheit auch gegenüber staatlichem 
Zwang verbürgt und ihnen in gewissen Zusammen- 
hängen eine bevorzugte Rechtsstellung sichert". Die 
Bestimmung hat aber zugleich auch eine objektiv- 
rechtliche Seite. Denn sie garantiert „das Institut 
, Freie Presse' " (BVerfGE 20, 162 [175]). 

Auf Grund dieser Garantie ist der Staat zunächst 
„ — unabhängig von subjektiven Berechtigungen 
einzelner — verpflichtet, in seiner Rechtsordnung 
überall, wo der Geltungsbereich einer Norm die 
Presse berührt, dem Postulat ihrer Freiheit Rechnung 
zu tragen" (BVerfGE 20, 162 [175]). Auch die objek- 
tiv-rechtliche Garantie des Instituts „Freie Presse" 
hindert also den Staat daran, von seinen Befugnis- 
sen — vor allem gesetzgeberischer Art — in einer 
mit dem Postulat der Freiheit der Presse nicht zu 
vereinbarenden Weise Gebrauch zu machen. 

11 Die Garantie des Instituts „Freie Presse" kann 
aber auch eine Pflicht des Staates entstehen lassen, 
gestaltend auf die Verhältnisse im gesellschaftlichen 
Raum einschließlich des Bereiches der Presse selbst 
einzuwirken, wenn diese Verhältnisse dem Postulat 
der Freiheit der Presse nicht entsprechen. Denn die- 
ses Postulat ist nicht nur als Forderung nach Freiheit 
der Presse vom Staat zu verstehen. 

12 Als einziges Beispiel des Bestehens einer der- 
artigen Verpflichtung des Staates zum Tätigwerden 
auf Grund der Garantie des Instituts „Freie Presse" 
hat das Bundesverfassungsgericht bisher nur den 
Fall angeführt, daß es gilt, „Gefahren abzuwehren, 
die einem freien Pressewesen aus der Bildung von 
Meinungsmonopolen erwachsen könnten" (BVerfGE 
20, 162 [176]). Die Bildung von Meinungsmonopolen 
stellt nach Ansicht der Bundesregierung nicht den 
einzigen Fall der Gefährdung eines freien Presse- 
wesens aus dem gesellschaftlichen Bereich dar, der 
eine Pflicht des Staates zum Tätigwerden entstehen 
lassen kann. Es sind vielmehr auch andere einem 


freien Pressewesen aus dem gesellschaftlichen Be- 
reich, insbesondere durch Entwicklungen im Presse- 
wesen selbst, drohende Gefahren vorstellbar, die 
eine Verpflichtung des Staates zum Tätigwerden zur 
Folge haben können. 

Ob dies der Fall ist, hängt zunächst davon ab, inwie- 
weit bestimmte Verhältnisse im gesellschaftlichen 
Bereich die Funktionsfähigkeit der Presse, d. h. ihre 
Fähigkeit zur Erfüllung der spezifischen Aufgaben 
beeinträchtigen, die eine freie Presse in einer frei- 
heitlichen Demokratie zu erfüllen hat (vgl. hierzu 
BVerfGE 20, 162 [174/175]). Denn für die Garantie 
des Instituts „Freie Presse" kann im Prinzip nichts 
anderes gelten als für die „bevorzugte Stellung der 
Presseangehörigen", die diesen „um ihrer Aufgabe 
willen und nur im Rahmen dieser Aufgabe einge- 
räumt" ist (BVerfGE 20, 162 [176]). 

Dabei muß es sich um eine wesentliche Beeinträchti- 
gung der Funktionsfähigkeit der Presse handeln. 
Das ergibt sich schon daraus, daß die Garantie des 
Instituts „Freie Presse" ihrem Wesen nach primär 
einen staatsfreien gesellschaftlichen Raum gewähr- 
leisten soll und daher nur beim Vorliegen beson- 
ders schwerwiegender Umstände zur Begründung 
einer Verpflichtung des Staates zu Eingriffen in eben 
diesen Raum herangezogen werden kann. 

13 Hinzu kommen muß nach Auffassung der Bun- 
desregierung weiter, daß durch die im gesellschaft- 
lichen Bereich bestehenden Verhältnisse auch die 
Freiheit der Bildung einer öffentlichen Meinung in 
Mitleidenschaft gezogen ist. Denn die institutionelle 
Sicherung der Presse durch Artikel 5 Abs. 1 Satz 2 
des Grundgesetzes ist dieser nicht um ihrer selbst 
willen, sondern in ihrer Eigenschaft „als eines der 
Träger und Verbreiter der öffentlichen Meinung im 
Interesse einer freien Demokratie" (BVerfGE 10, 118 
[121]) gewährt. Dabei ist davon auszugehen, daß die 
Presse einen entscheidenden Beitrag zur Bildung der 
öffentlichen Meinung, und zwar insbesondere zur 
politischen Meinungsbildung leistet (BVerfGE 10, 118 
[ 121 ]). 

14 In der Bundesrepublik Deutschland sind zwar 
gegenwärtig in einzelnen Bereichen des Presse- 
wesens Konzentrationserscheinungen und Expan- 
sionstendenzen in Richtung vorherrschender Markt- 
positionen festzustellen, so besonders bei bestimm- 
ten lokalen und regionalen Abonnementszeitungen, 
bei den überregionalen Straßenverkaufszeitungen 
sowie bei den aktuellen Sonntagszeitungen. Es mag 
auch zutreffen, daß durch diese Konzentration die 
Funktionsfähigkeit der Presse in diesen Teilberei- 
chen beeinträchtigt ist, wobei nicht außer acht ge- 
lassen werden darf, daß den verschiedenen Teil- 
märkten ein unterschiedliches Gewicht im Rahmen 
des gesamten Pressewesens zukommt. 
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Nach Ansicht der Bundesregierung wird jedoch durch 
die bestehende Konzentration auf den erwähnten 
Teilmärkten die Freiheit der Bildung der öffentlichen 
Meinung in der Bundesrepublik Deutschland nicht 
gefährdet. Eine Gefährdung könnte nur dann ein- 
treten, wenn der Staatsbürger zur Befriedigung sei- 
nes Informationsbedürfnisses auf bestimmten Berei- 
chen ausschließlich auf das Informationsangebot der 
von der Konzentration erfaßten Presseorgane ange- 
wiesen wäre. Tatsächlich steht den Staatsbürgern 
aber auch in diesen Bereichen ein mit diesen Presse- 
organen zum Teil konkurrierendes Informationsan- 
gebot des Hörfunks und Fernsehens» zur Verfügung. 
Soweit dies, wie bei bestimmten Monopolen lokaler 
Zeitungen für die Lokalinformation nicht der Fall ist, 
kann gleichwohl aus den oben zu Textziffer 7.3 dar- 
gelegten Gründen auch hier von einer Beeinträchti- 
gung der Freiheit der Bildung der öffentlichen Mei- 
nung nicht die Rede sein. 

Nach der Überzeugung der Bundesregierung liegen 
zur Zeit auch keine hinreichenden Anhaltspunkte für 
die Annahme vor, daß die Freiheit der Meinungs- 
bildung in unserem Staat in naher Zukunft beein- 
trächtigt sein wird. 

15 Eine Abnahme der Zahl selbständiger redak- 
tioneller Einheiten begründet nach Auffassung der 
Bundesregierung allein noch keine Verpflichtung des 
Staates zum Tätigwerden unter dem Gesichtspunkt 
der ihm obliegenden Gewährleistung der Presse- 
freiheit. 

Es mag zutreffen, daß die ordnungsgemäße Erfüllung 
der spezifischen Aufgaben einer freien Presse in 
einer freiheitlichen Demokratie eine gewisse Min- 
destzahl selbständiger redaktioneller Einheiten in 
einzelnen Bereichen des Pressewesens voraussetzt. 
Dabei darf nicht verkannt werden, daß die Funk- 
tionsfähigkeit der Presse auch im umgekehrten Sinne 
durch ein Übermaß nicht hinreichend leistungsfähi- 
ger Einheiten beeinträchtigt werden kann. Es er- 
scheint auch nicht ausgeschlossen, daß ein Absinken 
der Zahl der selbständigen redaktionellen Einheiten 
unter eine bestimmte Mindestzahl oder die nach- 
weisliche Gefahr einer solchen Entwicklung eine 
Verpflichtung des Staates entstehen lassen kann, in 
Wahrnehmung der ihm obliegenden Verpflichtung 
zur Erhaltung der Funktionsfähigkeit der Presse in 
geeigneter Weise tätig zu werden. Nach Auffassung 
der Bundesregierung kann jedoch im gegenwärtigen 
Zeitpunkt nicht davon die Rede sein, daß die Zahl 
der vorhandenen selbständigen redaktionellen Ein- 
heiten bereits unter das für die Erhaltung der Funk- 
tionsfähigkeit der Presse notwendige Mindestmaß 
abgesunken ist oder sich dieser Grenze auch nur 
nähert. Auf längere Sicht wird wahrscheinlich eine 
Verminderung der Zahl publizistischer Einheiten im 
Bereich der Tageszeitungen durch die Ausbreitung 
anderer Informationsmittel kompensiert werden. 

Auf Grund der bisherigen Entwicklung muß mit 
einem weiteren Rückgang der Zahl der selbständigen 
redaktionellen Einheiten gerechnet werden. Nach 
Auffassung der Bundesregierung läßt sich jedoch 
die weitere Entwicklung im gegenwärtigen Zeitpunkt 


noch nicht mit demjenigen Grad an Wahrscheinlich- 
keit Voraussagen, der erforderlich wäre, um daraus 
schon heute eine Verpflichtung des Staates zum 
Tätigwerden auf Grund der Garantie des Instituts 
„Freie Presse" in Artikel 5 Abs. 1 Satz 2 des Grund- 
gesetzes herleiten zu können. 

16 Die Tatsache, daß es an den Voraussetzungen 
einer Verpflichtung des Staates zum Tätigwerden 
nach Artikel 5 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes fehlt, 
schließt es grundsätzlich nicht aus, daß der Staat be- 
rechtigt ibi, im Interesse der Erhaltung und Förde- 
rung der Funktionsfähigkeit der Presse tätig zu wer- 
den, etwa mit dem Ziel, einer weiteren Konzentra- 
tion im Pressewesen entgegenzuwirken, einen an- 
haltenden Rückgang der Anzahl selbständiger re- 
daktioneller Einheiten zu verhindern, die berufliche 
Qualifikation der in der Presse tätigen Personen zu 
fördern, ihre wirtschaftliche Sicherung im Invalidi- 
tätsfall oder im Alter zu gewährleisten oder die 
redaktionelle Freiheit im Pressewesen zu sichern. 

17 Wenn der Staat, um die Funktionsfähigkeit der 
Presse zu erhalten und zu fördern, einer weiteren 
Konzentration im Pressewesen entgegenwirkt, so 
ist ein solches Tätigwerden im Einzelfall nur inso- 
weit zulässig, als nicht die Grundrechte der Betrof- 
fenen beeinträchtigt werden oder sonstige Vorschrif- 
ten des Grundgesetzes es verbieten. Von staatlichen 
Eingriffsmaßnahmen können sowohl Personen als 
auch Unternehmen betroffen sein, die im Presse- 
wesen tätig sind. Ist das der Fall, so müssen die Ar- 
tikel 5 (Meinungs- und Pressefreiheit), Artikel 12 
(Berufsfreiheit), Artikel 14 (Eigentumsgarantie) und 
Artikel 2 Abs. 1 (allgemeines Persönlichkeitsrecht) 
des Grundgesetzes beachtet werden. 

18 Soweit der Zeitungs- oder Zeitschriftenleser 
von etwaigen staatlichen Eingriffsmaßnahmen zum 
Schutz der Funktionsfähigkeit der Presse betroffen 
werden sollte, ist das in Artikel 5 Abs. 1 Satz 1 des 
Grundgesetzes gewährleistete Grundrecht der Infor- 
mationsfreiheit zu beachten. Dieses Grundrecht um- 
faßt nach der Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts „auch die eigene Entscheidung dar- 
über, aus welchen Quellen der Beschwerdeführer 
sich informieren will" (BVerfGE 15, 288 [296]). 

19 Soweit das Tätigwerden des Staates zum Schutze 
der Funktionsfähigkeit der Presse nicht in Eingrif- 
fen besteht, sondern sich auf Förderungsmaßnah- 
men, insbesondere solche strukturpolitischer Art, be- 
schränkt, ist der Gleichheitssatz des Artikels 3 Abs. 1 
des Grundgesetzes von Bedeutung, soweit er sei- 
nem Sinngehalt nach überhaupt für eine Anwen- 
dung auf solche Maßnahmen in Betracht kommt. Die 
besonderen Funktionen, die Presseunternehmen in 
der freiheitlichen Demokratie zu erfüllen haben, 
rechtfertigen es, Förderungsmaßnahmen auf den 
Pressebereich zu beschränken, ohne entsprechende 
Vergünstigungen auch anderen Wirtschaftszweigen 
zu gewähren, in denen im übrigen vergleichbare 
Verhältnisse vorliegen mögen. 
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IV. Zu den von der Pressekommission vorgeschlagenen Maßnahmen 


20 Eine zentrale Stellung nimmt im Schlußbericht 
der Pressekommission der Vorschlag ein, die Markt- 
anteile von Presseunternehmen auf bestimmte Pro- 
zentsätze zu begrenzen. Nach dem Bericht 14 ) be- 
zeichnet ein Anteil eines Presseunternehmens von 
40% der Gesamtauflage der Tages- und Sonntags- 
zeitungen oder der Publikumszeitschriften jene 
Grenze, deren Überschreitung die Pressefreiheit be- 
einträchtigen würde. Eine Gefährdung der Presse- 
freiheit trete schon dann ein, wenn jene Anteile sich 
in einem der beiden Bereiche auf 20% belaufen. 

Unternehmen, die sich sowohl im Bereich der Tages- 
und Sonntagszeitungen als auch der Publikumszeit- 
schriften betätigen und auf einem Sektor einen 
Marktanteil von 20 % (Gefährdung) oder 40 % (Be- 
einträchtigung) besitzen, gefährdeten oder beein- 
trächtigten die Pressefreiheit auf dem anderen Sek- 
tor bereits dann, wenn die Unternehmensanteile an 
der Gesamtauflage 10% (Gefährdung) bzw. 15% 
(Beeinträchtigung) betragen. 

21 Die Frage, ob Unternehmen die Pressefreiheit 
gefährden, kann nicht allein nach der Höhe ihrer 
Anteile an der Gesamtauflage des Zeitungs- und 
Zeitschriftensektors beantwortet werden. Auflage 
darf nicht gleich Auflage gesetzt werden. Insbeson- 
dere darf man die Auflagenhöhe einer Zeitung oder 
Zeitschrift nicht als einziges Kriterium ihres — grö- 
ßeren oder geringeren — publizistischen Einflusses 
verwenden. Dies gilt nicht nur dann, wenn der Ein- 
fluß verschiedenartiger Presseerzeugnisse, beispiels- 
weise der Einfluß einer überregionalen Wochenzeit- 
schrift mit demjenigen einer Straßenverkaufszeitung 
verglichen wird, sondern auch dann, wenn solche 
Vergleiche innerhalb einer Sparte angestellt wer- 
den; es kann beispielsweise der meinungsbildende 
Einfluß zweier Tageszeitungen mit gleicher Auflage 
je nach Eigenart und Bezieherkreis verschieden sein. 

22 Eine Begrenzung von Marktanteilen wäre nach 
Auffassung der Bundesregierung kein Beitrag zur 
Lösung der Probleme, die sich für die Pressefreiheit 
aus der strukturellen Wandlung im Pressewesen er- 
geben können. Dieser Wandlungsprozeß wird in 
einem privat- und marktwirtschaftlich organisierten 
Pressewesen entscheidend von den Entwicklungen 
auf den verschiedenen wettbewerbsrelevanten Teil- 
märkten (vgl. Textziffer 6) beeinflußt. Deshalb kann 
die wirtschaftliche und strukturelle Entwicklung des 
Pressewesens nicht ohne Untersuchung der Vor- 
gänge auf den Einzelmärkten beurteilt werden, die 
für den Absatz der verschiedenen Presseerzeugnisse 
relevant sind. Die Entwicklung der Anteile einzelner 


14 ) Hinsichtlich der abweichenden Stellungnahmen einzel- 
ner ’Kommissionsmitglieder zu diesem Kernvorschlag 
wird auf den dritten Teil des Berichtes (Seiten 49 ff. 
der Drucksache V/3122) verwiesen. 


Unternehmen an den Gesamtauflagen in den zwei 
Sektoren Zeitungen und Zeitschriften spiegelt das 
wettbewerbsbestimmende Geschehen auf den rele- 
vanten Pressemärkten und auch die im örtlichen 
Ge samtdurch schnitt wirksam werdende Angebots- 
vielfalt an Presseorganen und -Informationen nicht 
ausreichend wider. So bedeutet die Erhöhung der 
Anteile einzelner Verlagsgruppen an der Gesamt- 
auflage der Tages- und Sonntagszeitungen oder der 
Publikumszeitschriften, die auf die Erschließung 
neuer Märkte oder das Schließen von Marktlücken 
zurückzuführen ist, qualitativ etwas anderes, und 
zwar auch in bezug auf die möglichen wirtschaft- 
lichen und publizistischen Folgen, als eine Auflagen- 
konzentration, die durch Aufkauf oder das Einstellen 
bestehender Presseorgane bewirkt wird. 

23 Die Pressekommission hat vorgeschlagen, die 
Bundesregierung möge dem Deutschen Bundestag 
fortlaufend über die Lage und Entwicklung der deut- 
schen Presse berichten und dabei zu der Frage Stel- 
lung nehmen, ob die Presse in der Bundesrepublik 
Deutschland allen ihren Funktionen im demokrati- 
schen Staatswesen gerecht werden kann. Die Bun- 
desregierung wird diesem Vorschlag entsprechen. 
Sie wird dem Deutschen Bundestag in jeder Legis- 
laturperiode über den Zustand der Presse, ihre vor- 
aussichtliche Entwicklung sowie über die daraus zu 
ziehenden Folgerungen berichten. Wegen der gleich- 
artigen Funktionen von Presse und Rundfunk wird 
sie dabei auch auf die Probleme eingehen, die sich 
aus den wechselseitigen Beziehungen und der unter- 
schiedlichen Organisation dieser beiden Medien er- 
geben. Die Bundesregierung wird jedoch einen be- 
sonderen Bericht erstatten, wenn sich gegenüber der 
Lage, wie sie im letzten Bericht beschrieben worden 
ist, Änderungen ergeben, die eine unverzügliche 
Berichterstattung geboten erscheinen lassen. 

Die Kommission zur Untersuchung der Wettbewerbs- 
gleichheit von Presse, Funk/Fernsehen und Film hat 
festgestellt 15 ), daß es ihr nicht möglich gewesen sei, 
bestimmte Probleme der Meinungsfreiheit zu unter- 
suchen. Die Pressekommission bedauert, daß die 
Terminsetzung für den Abschluß der Kommissions- 
arbeiten verhindert habe, eine für die Auftrags- 
erfüllung nützliche langfristige wissenschaftliche Un- 
tersuchung der Frage, „ob und inwieweit eine Viel- 
zahl von Meinungsträgern in der Praxis geeignet ist, 
eine Vielfalt von Meinungen dem Bürger nahezu- 
bringen", vornehmen zu lassen. Die Kommission 
regt an, da „die Problematik der Vielfalt der Presse" 
mit der Kommissionsarbeit nicht zu Ende gehe, die 
notwendigen weiteren Untersuchungen durch Insti- 
tute vornehmen zu lassen, um „für künftige Gesetz- 
gebungsvorhaben oder allgemein wirtschaftspoliti- 


15 ) vgl. Drucksache V/2120 Seite 8 sowie Anlage 2 a. a. O. 
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sehe Maßnahmen rechtzeitig über wissenschaftliche 
Unterlagen zu verfügen". 

Die Bundesregierung hat sich die Anregungen beider 
Kommissionen zu eigen gemacht. Sie wird das Sta- 
tistische Bundesamt beauftragen, eine jährliche 
Pressestatistik auszuarbeiten und wird außerdem 
Institute und freie Wissenschaftler beauftragen, die 
bereits vorliegende Untersuchungen weiterzufüh- 
ren und zu ergänzen. Sie wird sich dabei der Mit- 
wirkung des Deutschen Presserates versichern. Ins- 
besondere legt sie Wert auf die Klärung folgender 
Fragen: 

1. Neben den Auflagenanteilen der Konzerne/Groß- 
verlage sind ihre Anteile an der Leserschaft in 
den verschiedenen Vertriebssparten und beim 
Anzeigenaufkommen stidiprobenweise festzu- 
stellen. 

2. Ein wesentlicher Punkt der öffentlichen Diskus- 
sion ist die Behauptung, daß die Konzentration 
von Zeitungen und Zeitschriften in einer Hand 
zwangsläufig die Festlegung dieser Publikations- 
organe auf eine gemeinsame redaktionelle Linie 
nach sich ziehe und damit die Funktionsfähig- 
keit der Presse bei der Bildung der öffentlichen 
Meinung gefährde. Es erscheint notwendig, die 
Stichhaltigkeit dieser Behauptung an Hand von 
Untersuchungen zu prüfen. 

3. Zwar liegen über die Einflüsse der verschiedenen 
Massenmedien auf den Menschen deutsche und 
ausländische Untersuchungen vor. Die Frage 
nach der Informationswirkung der verschiedenen 
Medien ist aber noch in vielen Punkten klä- 
rungsbedürftig. Insbesondere die Entwicklungen 
des Informationsverhaltens der Bürger in einer 
sich wandelnden Umwelt, die immer neue For- 
men der Massenkommunikation anbietet, müssen 
erfaßt werden. Die Bundesregierung wird ihre 
Bemühungen zur Klärung dieser Fragen fortset- 
zen und die Ergebnisse der Untersuchungen in 
den Berichten über Zustand und Entwicklungs- 
tendenzen der deutschen Presse verwerten. 

4. Die Bundesregierung wird Untersuchungen über 
die Zweckmäßigkeit weiterer fördernder Maß- 
nahmen und über die Frage einleiten, ob Konzen- 
trationsvorgängen im Pressewesen durch die Ein- 
führung einer Fusionskontrolle begegnet wer- 
den soll. 


Offenlegung der Inhaber- und Beteiligungsverhält- 
nisse 

24 Die Pressekommission hat vorgeschlagen, es 
solle darauf hingewirkt werden, daß in allen Landes- 
pressegesetzen eine Vorschrift aufgenommen wird, 
die dem § 8 Abs. 3 des Bayerischen Gesetzes über 
die Presse vom 3. Oktober 1949 16 ) entspricht. Da- 
durch würden die Inhaber- und Beteiligungsverhält- 

16 ) „Die Inhaber- und Beteiligungsverhältnisse der Ver- 
lage, die Zeitungen und Zeitschriften herausgeben, 
sind vierteljährlich einmal in ihnen durch den Ver- 
leger bekanntzugeben." 


nisse im Bereich der Presse deutlicher als bisher 
erkennbar werden; eine solche Offenlegung wäre 
für die Beurteilung der weiteren Konzentration von 
Nutzen. Die Bundesregierung macht sich deshalb die- 
sen Vorschlag der Pressekommission zu eigen. 

Die Pressekommission hat empfohlen, die Landes- 
pressegesetze durch Aufnahme einer Vorschrift ge- 
mäß § 8 Abs. 3 des Hamburgischen Pressegesetzes i7 ) 
zu ergänzen. Dazu ist festzustellen, daß die Landes- 
pressegesetze von 6 Ländern jetzt schon eine solche 
Vorschrift für übernommene Teile enthalten. Eine 
Vereinheitlichung in diesem Sinne erscheint wün- 
schenswert. 

Die Pressekommission hat schließlich eine über die 
erwähnte bayerische Regelung hinausgehende Aus- 
dehnung der mit dem Impressum zu erfüllenden 
Offenlegungspflicht auf die Eigentumsverhältnisse 
und die Beteiligungen an anderen Publikationsorga- 
nen vorgeschlagen. Eine diesem Vorschlag folgende 
Erweiterung des Impressums würde in vielen Fällen 
zu einem unangemessenen hohen Aufwand führen. 
Nach Ansicht der Bundesregierung könnte der Zweck 
der vorgeschlagenen Regelung auch dann ausrei- 
chend erfüllt werden, wenn die geforderten zusätz- 
lichen Angaben zu Beginn jedes Kalenderhalbjahres 
im Bundesanzeiger veröffentlicht würden. Änderun- 
gen der Eigentums- und Beteiligungsverhältnisse 
sollten dort sofort veröffentlicht werden. Eine ent- 
sprechende Ergänzung der Landespressegesetze 
würde die Bundesregierung begrüßen. 

25 Die Pressekommission hat vorgeschlagen, Maß- 
nahmen zu ergreifen, die geeignet sind, leistungs- 
und wettbewerbsfähige Unternehmen als Marktge- 
gengewichte entstehen zu lassen. Die Bundesregie- 
rung ist diesem Vorschlag insoweit gefolgt, als sie 
kredit- und steuerpolitische Maßnahmen zur Förde- 
rung kleiner und mittlerer Presseunternehmen ein- 
geleitet hat. Sie begrüßt auch alle Bestrebungen 
kleiner und mittlerer Presseunternehmen, ihre Lei- 
stungs- und Wettbewerbsfähigkeit durch Koopera- 
tion zu steigern. 

Der Vorschlag der Pressekommission enthält auch 
die Empfehlung, Neugründungen von Publikations- 
organen durch Gewährung von verlorenen Zuschüs- 
sen und Krediten sowie durch öffentliche Aufträge 
gezielt zu fördern. Es kann dahingestellt bleiben, ob 
im Falle einer Gefährdung der Pressefreiheit durch 
Konzentrationsvorgänge die direkte Förderung der 
Neugründung von Publikationsorganen durch den 
Staat unumgänglich wird. Diese Voraussetzung ist 
gegenwärtig nicht gegeben. Jedenfalls würde die 
Verwirklichung jener Empfehlung insbesondere auf 
folgende Bedenken stoßen: Es besteht die Gefahr, 
daß auf bestimmten Märkten durch solche Subven- 
tionen statt der beabsichtigten Verbesserung eine 
Beeinträchtigung des funktionsfähigen Wettbewerbs 
bewirkt wird; solche Folgen müssen vermieden wer- 


17 ) „Zeitungen und Anschlußzeitungen, die regelmäßig 
wesentliche Teile fertig übernehmen, haben im Im- 
pressum auch den für den übernommenen Teil ver- 
antwortlichen Redakteur und den Verleger des an- 
deren Druckwerkes zu benennen." 
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den. Vor allem muß die Gefahr ausgeschlossen ! 
werden, daß der Staat mit der Bewilligung solcher j 
Förderung einen unzulässigen Einfluß auf die Bil- 
dung der öffentlichen Meinung ausübt. 


Senkung des Mehrwertsteuersatzes für Umsätze im 
Anzeigengeschäft auf 5,5 °/o 

26 Die Bundesregierung ist weiterhin bereit, für 
eine spätere Änderung des Umsatzsteuergesetzes zu 
prüfen, ob der Vorschlag der Pressekommission be- 
rücksichtigt werden kann. Sie hält es jedoch nach 
wie vor nicht für angebracht, eine Gesetzesänderung 
allein wegen des Steuersatzes für Anzeigenumsätze 
zu erwägen. 


Steuerfreie Bildung von Investitionsrücklagen 

27 Erleichterungen im Bereich der Ertragsteuern 
sind nicht geeignet, wirtschaftlich schwachen oder 
gefährdeten Unternehmen zu helfen, da Hilfsmaß- 
nahmen in diesem Steuerbereich nur Unternehmen 
zugute kommen, die nachhaltige Gewinne erzielen. 

Die von der Kommission vorgeschlagene steuerfreie 
Bildung von Investitionsrücklagen würde deshalb 
den notleidenden oder gefährdeten Verlagen, die 
mit nur geringem Gewinn oder gar mit Verlust 
arbeiten, nicht helfen. Diese Verlage sind außerdem 
regelmäßig gar nicht in der Lage, Rücklagen für be- 
triebliche Investitionen zu bilden. Die vorgeschla- 
gene Maßnahme würde daher einseitig die gut- 
gehenden Unternehmen begünstigen, während die 
wirklich notleidenden oder gefährdeten Verlage 
hiervon keinen Vorteil hätten. Die Bundesregierung 
sieht sich deshalb weiterhin nicht in der Lage, die 
Empfehlung der Kommission zu befürworten. 


Gewährung von Investitionszulagen 

28 Die Bundesregierung hat geprüft, ob gefährde- 
ten oder notleidenden Zeitungs- und Zeitschriften- 
verlagen durch Gewährung von Investitionszulagen 
geholfen werden kann. Sie ist dabei zu dem Ergebnis 
gekommen, daß Investitionszulagen nicht den glei- 
chen Bedenken begegnen wie steuerfreie Investi- 
tionsrücklagen, weil die damit gewährte Finanzie- 
rungshilfe von der Gewinnlage des einzelnen Unter- 
nehmens unabhängig ist und deshalb ungeschmälert 
selbst Unternehmen zugute kommt, die mit Verlust 
arbeiten. Investitionszulagen sind daher ein geeig- 
netes Mittel, um kleinen und mittleren Presseunter- 
nehmen, bei denen die Gefahr besteht, daß sie dem 
Wettbewerb mit Großunternehmen auf die Dauer 
nicht standhalten können, die Modernisierung und 
Rationalisierung ihrer Betriebe zu erleichtern und 
damit ihre Wettbewerbsverhältnisse nachhaltig zu 
verbessern. Die Bundesregierung hat deshalb im 
Entwurf eines Zweiten Steueränderungsgesetzes 1968 
die Einführung einer zehnprozentigen Investitions- 


zulage für kleine und mittlere Presseunternehmen 
vorgeschlagen. Die Investitionszulage soll nur Ver- 
legern von Zeitungen und Zeitschriften gewährt wer- 
den, die überwiegend der politischen Bildung und 
Unterrichtung dienen und deren verkaufte Auflage 
im Durchschnitt insgesamt nicht mehr als 160 000 
Stück beträgt. 


Änderung von Postgebühren 

29 Die Bundesregierung wird den dafür zustän- 
digen Gremien vorschlagen, die Gebühren für Stand- 
leitungen, die ausschließlich dem Nachrichtenemp- 
fang von Presseunternehmen dienen, zu senken. Sie 
sieht sich jedoch aus Gründen, wie sie schon in der 
Stellungnahme der Bundesregierung zu den Empfeh- 
lungen der Pressekommission (Drucksache V//2403 
Seite 146) dargelegt wurden, nach wie vor nicht 
in der Lage, einer generellen Senkung der bestehen- 
den Fernsprech- und Telexgebühren für die Presse 
zuzustimmen. 

Dazu ist festzustellen, daß eine allgemeine Ermäßi- 
gung der Ferngesprächsgebühren der Presse vor 
allem eine vorrangige Nachrichtenübermittlung er- 
möglichen soll, ohne daß dafür höhere als normale 
Gesprächsgebühren berechnet werden. Eine vorran- 
gige Gesprächsabwicklung gibt es aber nur in Fern- 
sprechnetzen mit Handvermittlung, weil in diesen 
Netzen etwaige Wartezeiten durch Vorrangsgesprä- 
che vermieden werden können. Im Selbstwählfern- 
dienst entfällt diese Notwendigkeit und damit dieser 
Grund für eine Ermäßigung. Entsprechendes gilt für 
den Telexdienst, der als vollautomatischer Dienst 
ebenfalls den Nachrichtenaustausch zu jeder Zeit er- 
möglicht. Im übrigen halten die in der Bundesrepu- 
blik Deutschland im Fernmeldewesen insgesamt 
gewährten Pressepräferenzen einem Vergleich mit 
entsprechenden Regelungen in anderen europäischen 
Staaten durchaus stand. 

Auch zu einer Senkung der Gebühren im Postzei- 
tungsdienst kann sich die Bundesregierung nicht be- 
reit finden. Das Argument der Pressekommission, 
die Tageszeitungen verursachten in geringerem 
Maße als andere Zeitungen und Zeitschriften das 
Defizit des Postzeitungsdienstes, weil sie durch ihr 
häufiges Erscheinen eine wirtschaftlichere Ausnut- 
zung der Einrichtung der Deutschen Bundespost 
erlaubten, trifft nicht zu. Zwar können einzelne 
Einrichtungen des Postzeitungsdienstes durch die 
häufiger erscheinenden Zeitungen wirtschaftlicher 
genutzt werden als durch seltener erscheinende Zei- 
tungen. Dies gilt z. B. für die Ausnutzung der Ein- 
richtungen, die der Beschriftung der Zeitungen mit 
der Anschrift des Beziehers dienen. Insoweit ist 
aber ein Ausgleich dadurch geschaffen, daß die 
Beanschriftungsgebühr für fünf- bis siebenmal 
wöchentlich erscheinende Zeitungen, also für die 
„echten" Tageszeitungen, niedriger ist als die für 
seltener erscheinende Zeitungen. 

Das Defizit im Postzeitungsdienst hat sich in den 
letzten Jahren wie folgt entwickelt: 
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Gebühren- 

einnahmen 

für 

Leistungen 

Kosten 

Kostenunter- 
deckung 
(Saldo aus 
Einnahmen 
und Kosten) 


in Millionen Mark (abgerundet) 

1964 

150,0 

344,0 

- 194,0 

1965 

151,3 

387,4 

- 236,1 

1966 

153,6 

429,6 

- 276,0 ! 

1967 

i 1 

180.6 

466,7 

- 266,1 


Der durchschnittliche Anteil der Tageszeitungen am 
Defizit im Postzeitungsdienst ist nach den Feststel- 
lungen der Deutschen Bundespost nicht geringer 
als derjenige der Zeitschriften. 

Kredithilfen 

30 Die Bundesregierung hat in ihrer Stellung- 
nahme zu den Empfehlungen im vorläufigen Bericht 
der Pressekommission (Drucksache V/2403) ihre Be- 
reitschaft erklärt, Kreditmittel aus dem ERP-Sonder- 
vermögen für die Presse bereitzustellen. Im Wirt- 
schaftsplan 1968 war dementsprechend ein Betrag 
von 20 Millionen Mark zur Kreditgewährung an 
kleine und mittlere Presseunternehmen enthalten. 

Für diese Zwecke werden auch im Rechnungsjahr 
1969 aus dem ERP-Sondervermögen Mittel in der- 
selben Höhe zur Verfügung stehen. Die hieraus zu 
vergebenden Darlehen können nur solche Verlage 
erhalten, deren Blätter keine höhere Auflage als 
160 000 Stück haben. Der Zinssatz beträgt 6 °/o, die 
Laufzeit der Kredite kann sich auf 20 Jahre, davon 
bis zu vier tilgungsfreien Jahren, erstrecken. 

Im übrigen werden nach den vom Bundesschatz- 
minister herausgegebenen Richtlinien nur solche 
Vorhaben gefördert, die eine nachhaltige Verbesse- 
rung der Wettbewerbslage des Presseunternehmens 
erwarten lassen. Die Förderungswürdigkeit wird 
von einer Fachkommission beim Bundesschatzmini- 
ster geprüft. 

Die wirtschaftliche Zusammenarbeit mehrerer Unter- 
nehmen wird bevorzugt gefördert, sofern die Ge- 
währ gegeben ist, daß die bestehenden Vollredak- 
tionen (publizistische Einheiten) erhalten bleiben. 
Auf diese Weise lassen sich optimale Betriebs- 
größen leichter erreichen. Die Kredite sind im Rah- 
men der gegebenen Möglichkeiten banküblich ab- 
zusichern. Sofern ausreichende Sicherheiten nicht 
vorhanden sind, können Bürgschaften der Kredit- 
garantiegemeinschaften oder der Länder herangezo- 
gen werden. Jedoch ist die Gewährung von verlore- 
nen Zuschüssen aus Mitteln des ERP-Sondervermö- 
gens nicht möglich. 

Eintragung von Wettbewerbsregeln nach § 28 GWB 

31 Die Bundesregierung unterstützt erneut den 
Appell der Pressekommission, überspitzte Wett- 
bewerbsmaßnahmen zu unterlassen. Sie verweist 


auf ihre Stellungnahme zu den Empfehlungen der 
Pressekommission vom 14. September 1967, mit der 
sie den Zeitungs- und Zeitschriftenverlegern nahege- 
legt hat, Wettbewerbsregeln im Sinne der §§ 28 ff. 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen zu 
vereinbaren. Sollte keine Eindämmung der Wett- 
bewerbspraktiken erreicht werden, die gegen die 
Grundsätze eines fairen Leistungswettbewerbs ver- 
stoßen, wird die Bundesregierung prüfen, ob die 
bestehenden gesetzlichen Regelungen gegen den 
Mißbrauch von Marktmacht für die besonderen Ge- 
gebenheiten im Pressewesen ausreichen. 

Gründung eines Kuratoriums für Zeitungstechnik 
und Zeitungswirtschaft 

32 Die Bundesregierung pflichtet diesem Vorschlag 
der Pressekommission bei. Er richtet sich an die 
unmittelbar beteiligten Kreise der Presse und der 
Wirtschaft sowie an die einschlägigen Wissen- 
schaftszweige. Ein solches Kuratorium könnte die 
Arbeit der schon bestehenden Einrichtungen ergän- 
zen und fördern. Das Kuratorium könnte darüber 
hinaus vermittelnd bei der Unterstützung kleiner 
und mittlerer Presseverlage durch Betriebsbera- 
tung tätig werden. 

Maßnahmen zugunsten der Journalisten 

33 Die Bundesregierung mißt allen Fragen, die die 
berufliche Stellung der Journalisten betreffen, be- 
sondere Bedeutung zu. Die Gewährleistung der 
Pressefreiheit schließt vor allem auch die Sicherung 
einer ihrer Funktion angemessenen Rechtsstellung 
des Personenkreises ein, der den redaktionellen 
Teil der Presseerzeugnisse gestaltet. Dazu gehört in 
erster Linie die Stellung der Journalisten in Redak- 
tion und Verlag. Besondere Aufmerksamkeit verdie- 
nen in diesem Zusammenhang aber auch die Aus- 
und Fortbildung sowie die soziale Sicherheit der 
Journalisten. Die Pressekommission hat durch ihre 
Beratungen und den Schlußbericht einen wichtigen 
Beitrag zur Lösung dieser Fragen geleistet. 

Die Bundesregierung erwartet darüber hinaus, daß 
die Beteiligten — Verleger, Journalisten und ihre 
Organisationen — selbst weitere Fortschritte in der 
Regelung ihrer Angelegenheiten machen werden. 
Soweit die Bundesregierung dabei Hilfe leisten 
kann, ist sie dazu bereit. Eine gesetzliche Regelung 
wird von der Bundesregierung als ein Weg ange- 
sehen, der für den Fall beschriften werden sollte, 
daß die Beteiligten selbst — einschließlich der Zeit- 
schriftenverleger — nicht in angemessener Frist zu 
einer befriedigenden Einigung kommen. 

34 Mit Genugtuung hat die Bundesregierung da- 
von Kenntnis genommen, daß die Verhandlungen 
zwischen dem Bundesverband Deutscher Zeitungs- 
verleger und dem Deutschen Journalistenverband 
über eine Verbesserung der Ausbildung des journa- 
listischen Nachwuchses zu einer weitgehenden Über- 
einstimmung geführt haben. Auch in den kommen- 
den Jahren ist die Bundesregierung bereit, die jour- 
nalistischen Aus- und Fortbildungseinrichtungen 
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finanziell zu fördern. Wünschenswert erscheint der 
Bundesregierung jedoch eine Koordination der be- 
stehenden Institutionen und ihrer Ausbildungspläne. 
Ob das von der Pressekommission vorgeschlagene 
Kuratorium für Zeitungstechnik und Zeitungswirt- 
schaft als Koordinierungsstelle von Nutzen sein 
könnte, bedarf ebenso der näheren Prüfung wie der 
Vorschlag des Bundesverbandes Deutscher Zeitungs- 
verleger, eine Presseakademie als Akademie für 
publizistische Führungsaufgaben zu errichten. 

35 Durch die Aufhebung der Versicherungspflicht- 
grenze und die damit verbundene Einbeziehung 
sämtlicher Angestellten in die Versicherungspflicht 
der gesetzlichen Rentenversicherung vom 1. Januar 
1968 an ist für alle angestellten Journalisten eine 
Grundsicherung für ihr Alter gewährleistet. Ergänzt 
wird diese Sicherung durch die berufsständischen 
Versorgungseinrichtungen der Presse: das Versor- 
gungswerk der Presse GmbH und die Versorgungs- 
kasse der deutschen Presse. Das Versorgungswerk 
versichert, ergänzt durch die Versorgungskasse, 
aufgrund eines für allgemeinverbindlich erklärten 
Tarifvertrages die angestellten Redakteure bei 
Tageszeitungen und im gewissen Umfang durch 
Rahmenverträge auch die in einzelnen Zeitschrif- 
tenverlagen angestellten Redakteure. Die Be- 
schränkung auf die Verlage von Tageszeitungen 
und einige Verlage von Zeitschriften ist geeignet, 
den Wechsel der dort angestellten Redakteure zu 
den nicht in das Versorgungswerk mit einbezogenen 
Verlagen zu erschweren. Deshalb sollte angestrebt 
werden, die Zusatzversicherung im Versorgungs- 
werk der Presse GmbH auf die angestellten Redak- 
teure sämtlicher Presseunternehmen auszudehnen. 
Auch den Redakteuren von Agenturen, Rundfunk- 
und Fernsehanstalten, die ihren Arbeitsplatz wech- 
seln, sollte der Eintritt in Zeitungs- und Zeitschrif- 


! tenverlage nicht aus Versorgungsgründen erschwert 
werden. Zu diesem Zweck sollten betriebliche Ver- 
sorgungsansprüche, die z. B. bei den öffentlicht-recht- 
lichen Rundfunkanstalten erworben werden, auch 
| nach dem Ausscheiden der Redakteure erhalten blei- 
ben. 

Auf weitere Sicht ist es wünschenswert, den Tätig- 
keitsbereich des Versorgungswerks und der Versor- 
gungskasse auf die angestellten Redakteure sämt- 
licher Massenmedien auszudehnen und eine zentrale 
I zusätzliche Versorgungseinrichtung für Journalisten 
aufzubauen. Wenn ein Wechsel des Redakteurs 
zwischen den einzelnen Massenmedien nicht mehr 
durch den Verlust von Versorgungsanwartschaften 
oder die Preisgabe einer besseren Versorgungsmög- 
| lichkeit gehemmt wird, kann er freier und wirk- 
j samer an den Aufgaben mitarbeiten, die Presse, 

| Hörfunk und Fernsehen in Gesellschaft und Staat zu 
erfüllen haben. 

36 Die Bundesregierung pflichtet der Pressekom- 
mission darin bei, daß die gegenwärtige Unabhän- 
gigkeit von Presse und Rundfunk aufrechterhalten 
bleiben soll. In naher Zukunft werden technische 
Neuerungen im Bereich der Presse und insbesondere 
des Rundfunks weitere publizistische Möglichkeiten 
erschließen. In Anbetracht der Vielschichtigkeit der 
dann entstehenden Probleme behält sich die Bundes- 

j regierung vor, auf Einzelheiten dieser Frage zu 
einem späteren Zeitpunkt einzugehen. 

37 Das Angebot an allgemeinen politischen Infor- 
mationen und Kommentaren in Presse, Hörfunk und 
Fernsehen hat sich in den letzten Jahren ständig 
erhöht. Die Bundesregierung wird dahin wirken, daß 
Presse- und Meinungsfreiheit wie bisher auch für die 

I Zukunft gewährleistet bleiben. 
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Anlage 


Anmerkungen zu den pressestatistischen Angaben im Schlußbericht 
der Pressekommission 
(Drucksache V/3122) 


Grundlage dieser Anmerkungen sind nur die im 
„Schlußbericht" *) der Pressekommission (Druck- 
sache V/3122) enliiailenen wichtigsten pressestatisti- 
schen Angaben, nicht aber die von der Pressekom- 
mission getroffenen allgemeinen Feststellungen zur 
Situation der deutschen Presse, ihre Schlußfolgerun- 
gen und Empfehlungen. 

Es hat sich als zweckmäßig erwiesen, diesen Anmer- 
kungen nicht die Seitenfolge oder Gliederung des 
Berichts zugrunde zu legen, sondern einzelne Sach- 
verhaltsschwerpunkte zu bilden. 

1. Allgemeine Feststellungen 

Die Pressekommission hat keine eigenen pressesta- 
tistischen Erhebungen angestellt. Sie hat sich be- 
reits vorliegender Materialien bedient und diese 
übernommen. Viele statistische Daten sind nicht 
untereinander vergleichbar und zum Teil in sich 
widersprüchlich. Für einige Bereiche 1 2 3 ) dürfte der 
Untersuchungszeitraum 1966/67 zu eng gewählt sein, 
da er mit einer Periode wirtschaftlicher Rezession zu- 
sammenfällt, die jedoch für die langfristige wirt- 
schaftliche Entwicklung der Presse nicht typisch ist *). 


1 ) Alle pressestatistisch relevanten Daten aus dem „Vor- 
läufigen Bericht" der Pressekommission (Drucksache 
V/2403) sind auch in den „Schlußbericht" übernom- 
men worden. 

2 ) vgl. z. B. Drucksache V/3122: Seiten 166 bis 181 (Um- 
fangsstatistik der Tageszeitungen) und Seiten 183 
bis 190 (Darstellung der Erlösstruktur von Tageszei- 
tungen unterschiedlicher Auflagengrößenklassen) 

3 ) vgl. Bericht der „Kommission zur Untersuchung der 
Wettbewerbs gleichheit von Presse, Funk/Fernsehen 
und Film" (Drucksache V/2120), Seiten 183 ff. 

4 ) vgl. etwa die Verwendung der Begriffe „Netto-Zei- 
tungsdichte", „Ausgabe", „Auflage" u. ä. im Bericht 
der Pressekommission 

5 ) z. B. Drucksache V/3122: Seite 33 rechts unten, Seite 34 
links oben 

6 ) Deshalb überrascht es nicht, wenn die Pressekommis- 
sion „Bild", „Bild am Sonntag" und „Westdeutsche 
Allgemeine" als die drei größten deutschen Zeitungen 
bezeichnet (vgl. Drucksache V/3122: Seite 34, Fuß- 
note 3; ähnlich Seite 149 links oben mit der unzutref- 
fenden Jahreszahl 1963). Das ist nur durch die Gleich- 
bewertung von Tageszeitungen und Sonntagsblättern 
und die auflagenmäßige Überbewertung der letzteren 
zu erklären. 

7 ) so etwa die „(Kölnische) Rundschau am Sonntag" 

8 ) Die Tatsache, daß ein kleiner Teil der Zeitungen mit 
geringer Auflage nicht 6 X wöchentlich, sondern (mit 
kontinuierlicher Nachrichtengebung!) nur an 2 bis 
5 Tagen der Woche erscheint, kann bei statistischen 
Berechnungen vernachlässigt werden, da es von der 
Auflage her in v. H. -Werten nicht mehr ins Gewicht 
fällt. 

9 ) vgl. Drucksache V/3122; Seiten 133, 136, 138 


Schließlich sind auch Fehlinterpretationen presse- 
statistischer Daten anzutreffen 4 ). 

2. Tageszeitungen, Sonntagszeitungen, 

W ochenzei tungen 

Die Pressekommission hat bei Tageszeitungen und 
Sonntagszeitungen die unterschiedliche Erschei- 
nungshäufigkeit unberücksichtigt gelassen 5 ). In 
allen Statistiken, die sich auf Auflagenangaben be- 
ziehen, sind die Auflagen der Sonntagszeitungen un- 
gewichtet zur täglichen Auflage der Tageszeitungen 
addiert worden 6 ). 

In der Pressestatistik können die Sonntagszeitungen 
wie folgt behandelt werden: 

a) Sie werden bei der Ermittlung der Auflage der 
Tageszeitungen unberücksichtigt gelassen, indem 
man „Bild am Sonntag" und „Welt am Sonntag" 
als die 7. Ausgabe der 6 X wöchentlich erschei- 
nenden Tageszeitungen „Bild" bzw. „Welt" an- 
sieht, so wie es ja auch bei sonstigen 7 X wö- 
chentlich erscheinenden Blättern geschieht 7 ). 

b) „Bild am Sonntag" und „Welt am Sonntag" wer- 
den anteilmäßig, also mit einem Sechstel ihrer 
Auflage zur Auflage aller Tageszeitungen addiert 
oder es wird (mit ähnlichem Effekt) folgende Ge- 
wichtung vorgenommen 8 ) : 

Wochenauflage aller Tageszeitungen (— Auflage X 6) 

+ Auflage der Sonntagszeitungen 

7 

= (imaginäre) Tagesauflage der Tages- und Sonn- 
tagszeitungen 

c) „Bild am Sonntag", „Welt am Sonntag" und 
„Rundschau am Sonntag" worden nicht bei den 
Tageszeitungen mitgezählt, sondern als eigene 
Gruppe „Sonntagszeitungen" getrennt erfaßt. 

Da Sonntagszeitungen keine Tageszeitungen sind, 
nicht einmal im strengen Sinn Zeitungen, da sie 
nicht der kontinuierlichen Nachrichtenübermittlung 
dienen, sondern nur die Nachrichtenlücke eines ein- 
zigen Tages schließen sollen und eher zum Typ der 
Wochenblätter gehören, dürfte das unter c genannte 
Verfahren methodisch die beste Lösung darstellen. 

Aus ähnlichen Überlegungen wie bei den Sonntags- 
zeitungen sollten auch die sogenannten „Wochen- 
zeitungen" nicht zur Auflage der Tagespresse — 
weder gewichtet noch ungewichtet — addiert wer- 
den. Anderenfalls geraten — die Pressekommission 
ist so vorgegangen — Blätter wie „Rheinischer Mer- 
kur" und „Die Zeit" unter die Tageszeitungen 9 ). 

Würde man dem Verfahren der Pressekommission 
folgen, hätten Sonntagszeitungen und Wochen- 
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Zeitungen das sechsfache statistische Gewicht der 
Tageszeitungen. Das hat bei den Marktanteilberech- 
nungen der Pressekommission zu einer Verzerrung 
geführt, die beispielsweise den Marktanteil des 
Hauses Springer an Tages- und Sonntagszeitungen 
von rund 30 auf rund 40 v. H. hinauftreibt, anderer- 
seits die Marktanteile von Verlagen, die keine 
Wochen- und Sonntagszeitungen herausgeben, durch 
die zu hoch angesetzte Gesamtauflage, auf die die 
Anteile zu beziehen sind, entsprechend mindert. 

3. Berechnung von Marktanteilen bei Zeitungen und 
„Publikumszeitschriften" 

Aus der ungewichteten Gleichsetzung der Auflage 
von Tageszeitungen und Sonntagszeitungen mit der 
Einbeziehung von Wochenzeitungen lassen sich auf 
Bedenken gegen die von der Pressekommission vor- 
geschlagenen Marktanteilberechnung Vorbringen 10 ). 

Bei dem Kreis der Publikationen, dem die Presse- 
kommission ohne weitere Unterteilung als „Publi- 
kumszeitschriften " einen homogenen Einfluß auf die 
Unterrichtung und Meinungsbildung unterstellt, 
scheint eine weitere Differenzierung bei Marktanteil- 
berechnungen unumgänglich zu sein. Die Presse- 
kommission geht zunächst von Publikationsorganen 
aus, die zur politischen, kulturpolitischen, wirtschafts- 
und sozialpolitischen und religiösen Bildung und 
Unterrichtung beitragen 11 ). Aus dieser Definition 
hat sie jedoch für ihre pressestatistischen Über- 
legungen hinsichtlich der Marktanteilbegrenzung 
keine Konsequenzen gezogen. Bei der Berechnung 
der Marktanteile läßt sie sich nämlich von einem 
Begriff der „Publikumszeitschrift" leiten, der nur 
noch definiert werden kann als der Katalog aller 
Zeitschriften, die im entsprechenden Teil der IVW- 
Liste — x aus rein praktischen Gründen, vornehmlich 
der Werbewirtschaft — unter dieser Überschrift auf- 
geführt sind. Nach der Methode der Pressekommis- 
sion hätte ein gleich hoher Auflagenzuwachs etwa 
beim „Spiegel" (Erscheinungsweise wöchentlich) 
oder bei „Burda-Moden" (Erscheinungsweise monat- 
lich) gleiches publizistisches Gewicht. 

Nimmt man als Ausweg eine Aufspaltung in presse- 
statistisch relevante Gruppen (etwa Illustrierte, Ju- 
gendzeitschriften, Nachrichtenmagazine, politische 
Wochenblätter) vor, so müßte z. B. die Existenz des 
„Spiegels" mit einem Auflagenanteil von 100 v. H. 
in dem Teilbereich „Nachrichtenmagazine" als „Be- 
einträchtigung" der Pressefreiheit angesehen wer- 
den. Eine solche Vorstellung ist unvertretbar: Auf 
dem Sektor der Gewerkschaftspresse würden z. B. 
die Zeitschriften des DGB oder im Bereich der Kir- 
chenpresse die katholischen Blätter schlechthin als 
solche die Pressefreiheit „gefährden" oder „be- 
einträchtigen". 

Überlegungen über den Einfluß von Presseorganen 
auf die Meinungsbildung können somit nicht allein 
an Auflagenangaben orientiert sein. 


10 ) vgl. Drucksache V/3122: Seite 18 und Seite 44 
u ) vgl. Drucksache V/3122: Seite 12 rechts unten. Auch 
die offenbare Gleichsetzung Illustrierte — Publikums- 
zeitschrift (Seite 40 rechts oben) wird nicht weiter 
fortgeführt. 


Da die Pressekommission sich bei ihrer Feststellung 
der Marktanteile ausdrücklich auf die IVW-Auf- 
lagenmeldungen bezogen hat, muß schließlich darauf 
hingewiesen werden, daß die Verlage der IVW ihre 
Meldungen freiwillig erstatten. Demgemäß könnte 
aber ein Verlag durch Austritt aus der IVW einer 
Marktanteilbegrenzung entweder selbst entgehen 
oder sie einem Konkurrenten aufzwingen, dessen 
prozentualer Anteil dann durch die geringer wer- 
dende IVW-Gesamtauflage automatisch steigt und 
u. U. ohne sein Zutun die Gefährdungs- oder Be- 
einträchtigungsgrenze erreicht 12 ). 

4. Daten zur redaktionellen und verlegerischen 
Struktur der deutschen Tagespresse 

Bei der Übernahme oder Zusammenstellung presse- 
statistischer Angaben zur redaktionellen und ver- 
legerischen Struktur der deutschen Tagespresse sind 
Irrtümer unterlaufen. Zum Teil sind die Angaben 
widersprüchlich 13 ) oder unklar 14 ). 

Einige Zeitungen mit Vollredaktionen werden als 
publizistisch unselbständig aufgeführt. Die folgen- 
den Zeitungen sind jedoch als „publizistische Einhei- 
ten" anzusehen: 

„Hersfelder Zeitung" (Kennziffer 34.4) 

„Pirmasenser Zeitung" (Kennziffer 77.2) 

„Bonner General-Anzeiger" (Kennziffer 90.1) 

„Grafschafter Nachrichten" (Kennziffer 93.7) 

Die Zahl der publizistischen Einheiten, die von No- 
vember 1967 bis Februar 1968 von 156 auf 150 zu- 
rückgegangen sein soll ir> ), ist somit auf 154 zu be- 
richtigen. 

Im übrigen ist zur Übersicht über die deutschen 
Tageszeitungen 16 ) folgendes anzumerken: 

a) Eine Reihe der aufgeführten Zeitungen gibt es 
nicht 17 ) bzw. nicht mehr 18 ) oder es handelt sich 

12 ) Große marktbeherrschende Verlage könnten (ohne 
Rücksicht auf etwaige Anzeigeneinbußen) auch eine 
neue Institution zur Auflagenkontrolle gründen oder 
die Bekanntgabe ihrer Auflage überhaupt einstellen 
(und das durch Daten aus der Leseranalyse ersetzen). 

13 ) Angaben über den Rückgang der „publizistischen 
Einheiten" bringt Drucksache V/3122 auf Seite 32 
links Mitte unzutreffend (tatsächlicher Rückgang zwi- 
schen November 1966 und November 1967 nicht von 
175 auf 156, sondern nur von 168 auf 156), auf 
Seiten 62 f. dagegen korrekt. 

14 ) So ist z. B. die Zahl der Zeitungstitel nicht identisch 
mit der Zahl der Haupt- und Nebenausgaben; vgl. 
Drucksache V/3122: Seite 62 links oben. Im September 
1967 gab es in der Bundesrepublik Deutschland 1416 
Ausgaben mit 804 verschiedenen Titeln. 

15 ) vgl. Drucksache V/3122: Seite 21 links oben, Seite 62 
rechts Mitte, Seite 32 links Mitte 

16 ) Drucksache V/3122: Seiten 82 bis 128 

17 ) Untertitel von Zeitungen werden als selbständige Zei- 
tungsausgaben aufgeführt; z. B.: 49.2.0.1 Der Grenz- 
bote; 49.2.0.2 Gienger Brenztal-Zeitung; 114.2.0.2 
Schöppenstedter Tagesspiegel; 114.2.0.3 Homburger 
Anzeiger; 32,45.0.1 Enkircher Anzeiger; 32.45.0.2 Crö- 
ver Reichszeitung. 

18 ) z. B. 88.1.0.11 „Lippstädter Zeitung"; dazu im Bericht 
selbst auf Seite 199 die Angabe „Erscheinen einge- 
stellt". 
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nicht um Tageszeitungen 19 ); die Angaben sind 
zeitlich überholt 20 ) oder unzutreffend 21 ). 

b) Für die Benennung der „publizistischen Einhei- 
ten“ werden uneinheitlich entweder Verlags- 
namen (Firmenbezeichnungen) oder Zeitungs- 
titel, bei Gemeinschaftsredaktionen aber auch 
der Name der Gemeinschaftsredaktion oder einer 
ihr angehörenden Zeitung angegeben. Das 
gleiche gilt für die Reihenfolge nach Ländern, 
innerhalb der Länder nach Zeitungen, da die 
Gruppierung nach der Auflagenhöhc mehrfach 
durchbrochen wird. 

c) Bei der Aufzählung der Ausgaben werden ent- 
weder die Haupttitel oder die Ausgabebezeich- 
nung, Haupttitel und Untertitel, nur der Unter- 
titel oder Untertitel und Ausgabebezeichnung 
genannt. Wie die Zeitung tatsächlich heißt, ist aus 
den Angaben z. T. nicht eindeutig ersichtlich. 

5. Zeitungsgruppen 

Im Bericht der Pressekommission wird bei der Nen- 
nung der größten Verlage bzw. Verlagsgruppen 
nicht klar getrennt zwischen nur redaktioneller und/ 
oder wirtschaftlicher Kooperation und Konzentra- 
tion durch unmittelbare wirtschaftliche Einflußnahme 
infolge Mehrheitsbesitzes oder qualifizierten Min- 
derheitsbesitzes 22 ). 

Bei der Ermittlung der sogenannten Zeitungsgrup- 
pen und Mehrzeitungsverlage 23 ) dürfen die Aufla- 
gen einzelner, selbständiger Verlage nicht addiert 
werden, wenn die Verbindungen zwischen diesen 
Verlagen nur schwach sind und sich wirtschaftlich 
nicht auswirken. Durch das von der Pressekommis- 
sion angewandte Verfahren ergeben sich sowohl bei 
der Aufzählung von Mehrzeitungsgruppen 24 ) als 
auch bei der Rangfolge der fünf größten Verlags- 
gruppen 25 ) sachlich nicht zutreffende Gruppierun- 
gen 2Ö ). 

19 ) z. B. 142.13 „Heimat-Bote Tönnig", Erfte 

20 ) z. B. 140.2 „VZ-Kieler Morgenzeitung" hat alle Be- 
zirksausgaben bereits Mitte 1967 eingestellt. 

21 ) Hierunter fallen Schreibfehler, Übertragungsfehler, 
falsche Zeitungstitel (z. B. 88.1.1.2 „Heimatwerk für 
das Warburger Land" anstatt richtig „Westfälisches 
Volksblatt", Ausgabe Warburg), unrichtige Erschei- 
nungsorte und Verbreitungsgebiete (z. B. 96.1.0.5 
„Stimberg-Zaitung" mit Erscheinungsort Stimberg, den 
es nicht gibt, statt richtig Oer-Erkenschwick) usw. 

22 ) vgl. Drucksache V/3122: Seite 15 rechts 

23 ) vgl. Drucksache V/3122: Seite 129 

24 ) ebenda 

25 ) vgl. Drucksache V/3122: Seiten 154/155 

26 ) Im einzelnen ist zur Aufzählung der Mehr-Zeitungs- 
Verlage (Saiten 129 bis 131 ff.) festzustellen : 

Gruppe 1: 

Die Auflagen von „Bild am Sonntag" und „Welt am 
Sonntag" sollten nicht ungewichtet zur Auflage der 
Tageszeitungen addiert werden. 

Gruppe 2: 

Bei der Auflage der „Neuen Württemberg! sehen Zei- 
tung" ist die Auflage aller innerhalb der „NWZ"-Re- 
daktionsgemeinschaft zusammenarbeitenden Verlage 
angegeben. Die Auflage nur der „NWZ" liegt niedri- 
ger. „Münchner Merkur" und „Hannoversche Allge- 
meine Zeitung" müssen von der Auflage der Gruppe 2 
abgesetzt werden. Die angegebene Auflage von 


Die Darstellung der Marktanteile der fünf größten 
Zeitungsgruppen 27 ) ist daher nicht haltbar, abge- 
sehen davon, daß die v. H. -Anteile sich nur durch 
die ungewichtete Addition der Sonntagsblätter zu 
den Tageszeitungen ergeben und dadurch für den 
Springer-Konzern zu hoch, für die anderen Gruppen 
zu niedrig sind 28 ). 

Für die fünf größten Zeitungsgruppen in der Bundes- 
republik Deutschland und ihre Marktanteile gilt so- 
mit immer noch die in Drucksache V/1884 gegebene 
Übersicht, hier n ach uem Stand vom I. (Quartal 1968: 


1. Springer-Gruppe 29,6 v. H. 

2. WAZ 3,0 v. H. 

3. Gruppe Süddeutscher Verlag 3,0 v. H. 

4. Societät/FAZ 2,9 v. H. 

5. DuMont-Schauberg 2,6 v. H. 


6. Konzentrationsvorgänge 

Abgesehen von der grundsätzlichen Frage, ob 
Kooperationsfälle als Konzentrationsvorgänge zu 


742,2 Tausend reduziert sich entsprechend auf 219,2 
Tausend „Stuttgarter Zeitung" 147,0, „NWZ" 64,4, 
„Calwer Tagblatt" 7,8 Tausend). 

Gruppe 5: 

Auch hier müssen „General-Anzeiger" (Wuppertal) und 
„Düsseldorfer Nachrichten" getrennt behandelt wer- 
den. Die „Westdeutsche Rundschau" ist im Besitz des 
„General-Anzeiger" und nicht, wie angegeben, im 
Besitz der „Düsseldorfer Nachrichten". 

Gruppe 10: 

Hier ist unzutreffend die Gesamtauflage zahlreicher 
selbständiger Verlage addiert, die lediglich mit den 
beiden Zeitungen in Goslar und Stade redaktionell 
Zusammenarbeiten. 

Gruppe 14: 

Wenn zu dieser Gruppe eine Erläuterung der gegen- 
seitigen Verflechtungen gegeben wird, so hätte sie 
auch für alle anderen 13 Gruppen gegeben werden 
müssen. Auch hier ist die addierte Auflage aus den 
o. a. Gründen um die der „Werra-Rundschau" zu kür- 
zen. 

Zur Aufzählung der im Kreis der „Konzentra- 
tion GmbH" zusammenarbeitenden Tageszeitungen 
(Seite 131) ist festzustellen: Die „Freie Presse" und 
die „Schwäbische Volkszeitung" erschienen zum Ab- 
schluß der Untersuchungen der Pressekommission 
nicht mehr, die „Neue Westfälische" gehört nicht zur 
„Konzentration", „Lübecker Morgen" und „VZ Kiel" 
haben sich redaktionell getrennt, wobei sich der „Lü- 
becker Morgen" der „Hannoverschen Presse" ange- 
schlossen hat. „Fränkische Tagespost" und „Ober- 
fränkische Volkszeitung" sind redaktionell über eine 
Redaktionsgemeinschaft verbunden. 

27 ) Drucksache V/3122: Seiten 154/155 

28 ) Gruppe 2 gehört mit Sicherheit nicht zum Kreis der 
fünf größten Zeitungsgruppen, insbesondere, wenn 
man die von der Pressekommission selbst gegebenen 
Kriterien für Zeitungsgruppen anwendet (Druck- 
sache V/3122: Seite 45 rechts Mitte). 

Für „Hannoversche Allgemeine" und „Münchner Mer- 
kur" treffen diese Kriterien in bezug auf die „Stutt- 
garter Zeitung" / „NWZ" nicht zu. 

Den in der gleichen Übersicht für Gruppe 3 genannten 
Verlag gibt es nicht, die „Westdeutsche Allgemeine" 
wird durch die „Westdeutsche Allgemeine Verlags 
GmbH" bzw. den „Zeitungsverlag Ruhrgebiet GmbH" 
herausgegeben. 
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qualifizieren sind, erscheint es unzulässig, die Zahl 
der an Konzentrationsvorgängen beteiligten 199 Zei- 
tungen mit der Zahl der Konzentrationsvorgänge 
überhaupt gleichzusetzen. Da im Regelfall bei Zu- 
sammenschlüssen, Kooperationen und Fusionen min- 
destens zwei Zeitungen beteiligt sind, müssen durch 
Doppelzählungen in solchen Fällen die Zahlen als 
überhöht angesehen werden 29 ). 

Auf die niedrigeren, aber realistischeren Zahlen im 
Bericht der „Michel-Kommission" 30 ) wird verwiesen. 
Zudem ist die Übersicht über die Kozentrationsvor- 
gänge 31 ) unvollständig, so daß die aus den Aufstel- 
lungen ermittelte statistische Berechnung zwar rich- 
tig erscheint, aber der Zuverlässigkeit ermangelt. 
Viele der verzeichneten Vorgänge zwischen den 
Rubriken „Erscheinen eingestellt", „Zusammen- 
schlüsse", „Kooperationen" sind untereinander be- 
liebig austauschbar, da die Einzelfälle nicht über- 
prüft wurden 32 ). 


29 ) vgl. Drucksache V/3122: Seite 21 rechts oben in Ver- 
bindung mit Seiten 197 ff. 

30 ) vgl. Drucksache ¥'2120: Seite 73, Tabelle 89 

31 ) vgl. Drucksache V/3122: Seiten 197 bis 226 

32 ) Einzelne Sachangaben (ebenda) sind unzutreffend, 
andere reine Zufallsfunde: 

So heißt es z. B. auf Seite 213 unten: „Die Welt" 
kooperiert auf dem Vertriebssektor mit der „Eßliinger 
Zeitung", der „Cannstatter Zeitung" und dem „Böblin- 
ger Boten" — betroffene Druckauflage 293 392 Stück. — 
Abgesehen davon, daß die Zustellung der „Welt" in 
weiten Teilen des Bundesgebietes von den Boten der 
örtlichen Zeitungen mit übernommen wird, der im 
Bericht genannte Fall also kein Einzelfall, sondern der 
Regelfall ist, bleibt die Einbeziehung der Gesamt- 
auflage der „Welt" mit knapp 300 000 Exemplaren 
fragwürdig, weil es sich ja im vorliegenden Fall nur 
um den Vertrieb v/eniger Einzelstücke handeln kann. 
In der „Statistik der Konzentration" muß sich aber 
diese Pressemeldung als vier Kooperationsvorgänge 
niedergeschlagen haben, an der fast 400 000 Zeitungs- 
exemplare beteiligt sind. 

In der „Statistik der Konzentration" fehlen die weit 
gravierenderen Fälle der Änderung der Eigentums- 
verhältnisse an Presseorganen so gut wie vollständig. 
Entgegen den Angaben Seiten 210 und 213 ist das 
Weißenburger Tagblatt der Interessengemeinschaft 
mit den Nürnberger Nachrichten nicht beigetreten. 

Zu den Aufkäufen durch die „Westdeutsche Allgemeine" 
(Seite 30 rechts Mitte) ist zu ergänzen, daß 1. der 
„General-Anzeiger Oberhausen" nur eine Nebenaus- 
gabe des „Duisburger Generalanzeigers" war und 
2. „Herner Zeitung" und „Wanne-Eickeler Zeitung" 
im gleichen Besitz waren. Zumindest im Fall „DGA" 
waren Werbeprämien nicht der Anlaß für den Ver- 
kauf, sonderen — wie wohl in allen Fällen — - das 
attraktive Übernahmeangebot. 

Die für die starke Konzentrationsbewegung als Bei- 
spiel namentlich (Seite 15 rechts unten) genannten 
Zeitungen, die ihre Auflage beträchtlich steigern 
konnten, werden offensichtlich nur deshalb dort er- 
wähnt, weil sie in ihrer Bezieherwerbung eine beson- 
dere, nach Meinung der Wettbewerber die Grenzen 
des Erlaubten streifende Aktivität zeigen. Die Fest- 
stellungen der Kommission treffen — mit Einschrän- 
kungen — nur auf die „WAZ" zu. Die „Hessische 
Allgemeine" ist 1959 aus der Zusammenlegung von 
zwei Kasseler Zeitungen hervorgegangen, hat jedoch 
in ihrem Verbreitungsgebiet an keinerlei Konzentra- 
tion oder Kooperation teilgenommen. Die „Nürnber- 


7. Entwicklung der Auflagen und Zeitungserlöse 

Bei der Untersuchung der Zeitungserlöse und des 
Anzeigenzuwachses für die Klein-, Mittel- und Groß- 
presse hätten die Angaben des Berichtes 33 ) in Be- 
ziehung gesetzt werden müssen zu den zugehörigen 
Auflagenanteilen der Klein-, Mittel- und Großpresse, 
um zu Aussagen darüber zu gelangen, in welcher 
Größenklasse das Anzeigenaufkommen einen (hier 
nicht angegebenen) Mittelwert über- oder unter- 
schreitet. 

Es fehlt die einheitliche Bezugsbasis, da nicht gesagt 
wird, welche Zeitungen in welchem Zeitraum in 
die nächsthöhere Gruppe aufgestiegen sind und wie 
hoch der Auflageanteil jeder dieser Gruppen an der 
Gesamtauflage war. Zur Interpretation der Statisti- 
ken reichen Zahl und Anteil nicht aus und geben 
u. U. sogar ein verzerrtes Bild, wenn nicht gleich- 
zeitig Auflage und Auflageanteil mit herangezogen 
werden 34 ). 

8. Zeitungsdichte 

Der Begriff der „Netto-Zeitungsdichte” wird im Be- 
richt unrichtig verwendet 35 ). Im Gegensatz zur 
„Brutto-Zeitungsdichte" als absolute Zahl aller 
in einer Verwaltungseinheit verbreiteten lokalen 
Ausgaben muß für die „Netto-Zeitungsdichte" eine 
Reduktion auf das tatsächliche Angebot im „Mantel" 


ger Nachrichten" stehen in einer engen publizistischen 
und wirtschaftlichen Kooperation mit einigen kleinen 
selbständigen Verlagen, mit deren Heimatzeitungen 
sie einige ihrer Bezirksausgaben im gegenseitigen 
Interesse zusammengelegt haben. Es handelt sich also 
um einen typischen Kooperationsvorgang, nicht aber 
um Konzentration. 

33 ) z. B. Drucksache V/3122: Seite 164, ähnlich Seite 15 
rechts unten, Seite 16 links oben 

34 ) Das Fehlen der einheitlichen Bezugsbasis, um den 
Wechsel von einer Auflagegrößenklasse deutlich zu 
machen, gilt z. B. für die auf Seite 150 abgedruckte 
Tabelle, in der nicht — wie angegeben — der „Auf- 
lagenzuwachs", sondern lediglich die Verteilung auf 
Auflagegrößenklassen in drei Jahren dargestellt wird. 
Da auf Seite 21 (links unten) die Vergleichsbasis fehlt, 
sagt der Anteil der 40 größten Tageszeitungen in 
Höhe von 80 v. H. am Auflagenzuwachs nichts dar- 
über aus, ob es sich tatsächlich um Auflagenkonzen- 
tration handelt. 

Die Formulierung (Seite 146), daß die Straßenver- 
kaufspresse den Abo-Zeitungen 8 v. H. ihres Anteils 
an der Gesamtauflage abgenommen hat, ist irrefüh- 
rend. Diese Feststellung wäre nur bei Auflagever- 
schiebung innerhalb einer gleichbleibenden Gesamt- 
auflage aller Tageszeitungen relevant. Tatsächlich 
aber haben auch die Abo-Zeitungen ihre Auflage ab- 
solut erhöht, wenn auch nicht so stark wie die Stra- 
ßenverkaufspresse. 

Die Tabellenüberschrift Seite 133 „Auflagenentwiick- 
lung aller Zeitungen 1950 bis 1967" ist unzutreffend, 
da sie nur die jeweils an die IVW meldenden Zeitun- 
gen enthält. Wie die Tabelle zeigt, liegt heute die 
Zahl der der IVW angeschlossenen Zeitungen mehr 
als 20 v. H. über der von 1950, obwohl die Zahl der 
Zeitungen absolut im gleichen Zeitraum zurückgegan- 
gen ist. 

35 ) vgl. Drucksache V/3122: Seite 32 rechts Mitte, Seite 33 
links oben 
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unterschiedlicher Lokalausgaben vorgenommen wer- 
den. Die „Netto-Zeitungsdichte JJ — richtig berech- 
net — berücksichtigt also in jedem Fall (wie ihr 
Name sagt) bereits die im Bericht gemachten Ein- 
wände (abgegrenzte Verbreitungsgebiete innerhalb 
eines Verwaltungsgebietes, gleicher Mantel). 

Die von der Kommission auf der Grundlage der 
„Verbreitungsanalyse der deutschen Abonnements- 
zeitungen" zusammengestellte Übersicht über die 
Verbreitung von Ausgaben in den kreisfreien Städ- 
ten bzw. Landkreisen 36 ) ist aus folgenden Gründen 
keine zuverlässige Aussage über das Angebot an 
Ausgaben mit lokaler Berichterstattung in den be- 
treffenden Verwaltungseinheiten (= „Zeitungs- 
dichte"): Die Verbreitungsanalyse umfaßt nur die 
Verbreitung von Zeitungen in den Kreisen ohne 
Rücksicht darauf, ob die Ausgaben ihrem Inhalt nach 
überhaupt für eben diesen Kreis bzw. Teile des 
Kreises bestimmt sind, so daß die Zahl der verbrei- 


36 ) vgl. Drucksache V/3122: Seiten 66 bis 81 


teten Ausgaben durch den Streuversand wesentlich 
überhöht ist. Hieraus zieht die Pressekommission 
den Schluß 37 ), daß es Alleinanbieter auf dem lokalen 
oder regionalen Zeitungsmarkt nicht gibt. Da das 
aber der Wirklichkeit nicht entspricht, kürzt sie die 
so ermittelten Werte der von ihr unzutreffend be- 
zeichneten „Netto-Zeitungsdichte", indem alle Aus- 
gaben als nicht relevant gestrichen werden, die eine 
Haushaltsabdeckung von weniger als 5 v. H. haben. 
Nur auf diese Weise ergibt sich dann eine „Netto- 
Zeitungsdichte" genannte Zahlenreihe, deren weit- 
gehende Übereinstimmung mit den an anderer 
Stelle im Bericht zitierten Angaben zur „Zeitungs- 
dichte" 38 ) wegen anderer Berechnungsmethode als 
zufällig angesehen werden muß. Tatsächlich stellt sie 
jedoch nur das Ergebnis eines Rechenvorganges 
dar, da von der Pressekommission nicht untersucht 
wurde, ob der Inhalt des Lokalteils und das Verbrei- 
tungsgebiet kongruent sind. 


37 ) vgl. Drucksache V/3122: Seite 81 

38 ) vgl. Drucksache V/3122: Seiten 63 bis 65 
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